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Beschlussvorschlag: 
Der Rechnungsprüfungsausschuss verfasst und beschließt folgenden Bericht über seine Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes der Stadt Hilden des Jahres 2020 zur Erstattung an 
den Rat gemäß § 59 Abs. 3 GO NRW: 
 

Bericht des Rechnungsprüfungsausschusses an den Rat der Stadt Hilden 
gemäß § 59 Abs. 3 GO NRW zum Haushaltsjahr 2020 

 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat im Haushaltsjahr 2020 die ihm nach Gesetz1 oder Satzung2 
obliegenden Aufgaben und Pflichten unter anderem durch Beratung der Prüfberichte der örtlichen 
Rechnungsprüfung umfassend und sorgfältig wahrgenommen.  
 
1. Prüfungshandlungen des Rechnungsprüfungsausschusses und des Beratungs- und 

Prüfungsamtes waren: 
  
1.1 Schwerpunkte der Tätigkeit des Rechnungsprüfungsausschusses im Jahr 2020: 

 
Im Berichtsjahr 2020 kam der Rechnungsprüfungsausschuss zu einer Sitzung am 
23.09.2020 zusammen, die vom 27.04.2020 auf dieses Datum verschoben worden war. Die 
für den 30.11. 2020 vorgesehenen Sitzung musste auf den 11.01.2021 verschoben werden. 
 
In seinen Sitzungen hat der Rechnungsprüfungsausschuss die nach Gesetz oder Satzung 
erforderlichen Beschlüsse nach gründlicher Prüfung und Beratung gefasst. Der Bürgermeis-
ter ist seinen Informationspflichten vollumfänglich nachgekommen und hat dem Rechnungs-
prüfungsausschuss die von ihm gewünschten Informationen vollständig und zeitnah zur Ver-
fügung gestellt. 
 
Die Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses hatten in den Sitzungen stets ausrei-
chend Gelegenheit, sich aktiv und kritisch mit den Berichten des Beratungs- und Prüfungs-
amtes und den Informationen des Bürgermeisters, der Beigeordneten und des Kämmerers 
auseinanderzusetzen wie auch eigene Anregungen einzubringen.  
 
Im abgelaufenen Haushaltsjahr hat sich der Rechnungsprüfungsausschuss verschiedenen 
Themen gewidmet. Standardmäßig steht in jeder Sitzung des Rechnungsprüfungsausschus-
ses eine Mitteilungsvorlage zu freihändigen Vergaben ab 5.000 € auf der Tagesordnung, zu 
der regelmäßig eine Reihe von Fragen gestellt und beantwortet wird. 
 
In der Sitzung am 23.09.2020 hat sich der Rechnungsprüfungsausschuss intensiv mit der 
Prüfung des Jahresabschlusses 2019 auf Basis des diesbezüglichen Prüfberichtes des Bera-
tungs- und Prüfungsamtes beschäftigt. Der Rechnungsprüfungsausschuss hat seinen eige-
nen Prüfungsbericht verfasst, der anschließend auch im Rat der Stadt beraten wurde, bevor 
der Rat den Jahresabschluss 2019 beschlossen hatte. 
 
In seiner auf den 11.01.2021 verschobenen Sitzung hat der Rechnungsprüfungsausschuss 
ebenfalls getagt und sich grundsätzlich mit der Rechtsstellung der örtlichen Rechnungsprü-
fung und ihren Aufgaben befasst. Auch die örtliche Prüfsituation unter Einbeziehung des risi-
koorientierten Prüfungsansatzes war Beratungsgegenstand, insbesondere wurden die lau-
fenden Tätigkeiten des Beratungs- und Prüfungsamtes seit dem 01.10.2019 besprochen. 
 
Auch einige Änderungen der Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Hilden wurden be-
schlossen und eine Prüfkraft wurde für drei Monate in die zentrale Vergabestelle der Stadt 
Hilden in Teilzeit umgesetzt. 

                                                
1 Z. B. Gemeindeordnung des Landes NRW, Handelsgesetzbuch (Diese Erläuterung ist nicht Bestandteil des Beschlussvorschlagtex-
tes.) 
2 Z. B. Rechnungsprüfungsordnung (Diese Erläuterung ist nicht Bestandteil des Beschlussvorschlagtextes.) 
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1.2 Jahresabschlussprüfung durch die örtliche Rechnungsprüfung: 

 
Das Beratungs- und Prüfungsamt der Stadt Hilden ist laut Gesetz und Rechnungsprüfungs-
ordnung Abschlussprüfer der Stadt und hat den Jahresabschluss 2020 nebst Lagebericht 
und allen Anlagen am 09.04.2021 zur Prüfung erhalten. 
 
Der von Frau Kämmerin Anja Franke am 30.03.2021 nach den Vorschriften der Gemeinde-
ordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO NRW) aufgestellte und von Herrn Bürger-
meister Dr. Claus Pommer am 31.03.2021 bestätigte Jahresabschluss der Stadt Hilden zum 
31. Dezember 2020 sowie der Lagebericht für das Haushaltsjahr 2020 wurde gemäß dem 
gesetzlichen Prüfungsauftrag unter Berücksichtigung der festgelegten Prüfungsschwerpunk-
te und unter Einbeziehung der Buchführung geprüft. 
 
Die Prüfungen durch das Beratungs- und Prüfungsamt ergaben keine Einwendungen, so 
dass am 19.07.2021 der uneingeschränkte Bestätigungsvermerk erteilt wurde. 
 
 

2. Stellungnahme des Rechnungsprüfungsausschusses zum Ergebnis der Prüfung:  
 
Der Abschlussbericht des Beratungs- und Prüfungsamtes vom 19.07.2021 wurde den Mit-
gliedern des Rechnungsprüfungsausschusses rechtzeitig vor der Sitzung des Rechnungs-
prüfungsausschusses am 02.09.2021 zugeleitet. In der Sitzung beantworteten der Bürger-
meister und die Mitglieder des Verwaltungsvorstandes die Fragen des Rechnungsprüfungs-
ausschusses und erteilten die erforderlichen und erbetenen Auskünfte.  
 
Der Leiter des Beratungs- und Prüfungsamtes nahm ebenfalls an dieser Sitzung teil und be-
richtete über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung. Ferner berichtete er darüber, dass er 
trotz der auch im Jahr 2020 schlechten Personalausstattung des Amtes für Finanzservice (u. 
a. in den Bereichen Buchhaltung und Controlling) und dem Haupt- und Personalamt (u. a. im 
Personalservice, Personalmanagement und der Organisationsabteilung) nicht über wesentli-
che Schwächen des internen Kontrollsystems bezogen auf den Rechnungslegungsprozess 
berichten müsse. Die in Anlage 1 des Prüfungsberichts beschriebene Situation sei allerdings 
nach wie vor risikoerhöhend und müsse von den Prüferinnen und Prüfern weiter beobachtet 
werden. 
 
Er informierte über die vom Beratungs- und Prüfungsamt zusätzlich zur Abschlussprüfung 
erbrachten Leistungen sowie darüber, dass keine Umstände vorliegen, die seine Befangen-
heit besorgen lassen. Der Leiter des Beratungs- und Prüfungsamtes stand den Mitgliedern 
des Rechnungsprüfungsausschusses für Auskünfte und ergänzende Fragen zur Verfügung. 
 
Der Leiter des Beratungs- und Prüfungsamtes empfahl dem Rechnungsprüfungsausschuss, 
den von der Kämmerin aufgestellten und vom Bürgermeister bestätigten Jahresabschluss 
zum 31. Dezember 2020 nebst dem zugehörigen Lagebericht zu billigen. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat den Jahresabschluss und den Lagebericht seiner-
seits eingehend unter Einbezug des Prüfungsberichtes des Beratungs- und Prüfungsamtes 
geprüft und sich dabei an den Vorschriften des § 102 GO NRW orientiert. Er hat sich in der 
Ausschusssitzung und der Rückfragen der Ausschussmitglieder ein eigenes Bild bzw. Urteil 
gebildet.3 Dabei ist der Rechnungsprüfungsausschuss zu keinem anderen Ergebnis oder zu 
Einwendungen gekommen und schließt sich aufgrund seiner eigenen Prüfungen den Ergeb-
nissen des Prüfberichtes des Beratungs- und Prüfungsamtes zum Jahresabschluss der Stadt 
Hilden zum 31. Dezember 2020 und dem Lagebericht für das Haushaltsjahr 2020 an. 

                                                
3 Vor Ort sollte der Rechnungsprüfungsausschuss entscheiden, ob gegebenenfalls noch weitere Informationen in die Stellungnahme 
aufgenommen werden wie zum z.B. eigene Prüfungshandlungen des Ausschusses, Anmerkungen oder Ähnliches. (Diese Erläuterung 
ist nicht Bestandteil des Beschlussvorschlagtextes.) 
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Der Rechnungsprüfungsausschuss billigt den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 so-
wie den Lagebericht und empfiehlt dem Rat, den Jahresabschluss in der vorgelegten Form 
festzustellen. 
 
 

Der Rechnungsprüfungsausschuss bittet das Beratungs- und Prüfungsamt, den vorstehenden Be-
richt als Anlage zur Sitzungsvorlage zur Feststellung des Jahresabschlusses 2020 hinzuzufügen 
und somit den Rat in Kenntnis zu setzen.“ 
 
 
Erläuterungen zur Sitzungs- und Verfahrensfolge: 
 
Dies ist eine Sitzungsvorlage des Beratungs- und Prüfungsamtes, bei der anders als bei anderen 
Fachausschussberatungen sowohl der Rechnungsprüfungsausschuss als auch der Rat abschlie-
ßende Beschlüsse fassen, allerdings unterschiedlichen Inhaltes. Der Rechnungsprüfungsaus-
schuss ist also nicht nur vorberatend, sondern ebenso beschließend wie der Rat tätig. Denn der 
Rechnungsprüfungsausschuss prüft gemäß § 59 Abs. 3 GO den Jahresabschluss unter Einbezug 
des Prüfberichtes des Beratungs- und Prüfungsamtes und bedient sich dabei der örtlichen Rech-
nungsprüfung.  
 
Der Prüfungsbericht des Beratungs- und Prüfungsamtes stellt nach Auffassung des Gesetzgebers 
eine Unterstützung für die Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses dar, sich ein eigenes 

Urteil bilden zu können.4 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat seit der Neufassung der GO zum 01.01.2019 sein eigenes 
Prüfungsergebnis, welches er u. a. auf Basis des Prüfberichts des Beratungs- und Prüfungsamtes 
selbst erarbeitet, als schriftliche Stellungnahme gegenüber dem Rat abzugeben. Dieses Verfahren 
soll laut Gesetzesbegründung die Rechnungsprüfungsausschüsse und Räte veranlassen, sich 
stärker als bisher mit den Jahresabschlüssen und deren Prüfung zu beschäftigen. 
 
Aus Praktikabilitätsgründen hat der Rat in § 7 Abs. 2 der Rechnungsprüfungsordnung der Stadt 
Hilden zu § 59 Abs. 3 Sätze 4 - 6 GO NRW geregelt, dass die schriftliche Stellungnahme des 
Rechnungsprüfungsausschusses an den Rat von der BPA-Leitung als Beschlussvorschlag für den 
Rechnungsprüfungsausschuss entworfen wird.  
 
Der Verweis auf die § 321, 322 HGB und der sich daraus ergebenden Weiterverweisung auf § 317 
HGB bestimmen Aussehen und Inhalt des Bestätigungsvermerks, der von der örtlichen Rech-
nungsprüfung (in Hilden: Beratungs- und Prüfungsamt) verfasst wird. Aufgrund der HGB-
Verweisung soll der Bestätigungsvermerk analog zu den Bestätigungsvermerken nach den Prü-
fungsstandards der Wirtschaftsprüfer verfasst sein, wo und inwieweit kommunalspezifische Grün-
de nicht dagegensprechen.  
 
Der Bestätigungsvermerk wird ab Seite 12 des Prüfungsberichtes des BPAes unter Nummer 5 - 
Prüfergebnis - wiedergegeben. Er enthält  
 

 die Prüfungsurteile des Beratungs- und Prüfungsamtes,  
 

 die Grundlagen dazu,  
 

 die Darstellung der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht und  
 

 die Nennung der Verantwortung des Rechnungsprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. 

                                                
4 Vgl. die Begründung im Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/3570, S. 80. 
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Gemäß § 102 GO NRW muss der Rechnungsprüfungsausschuss zu dem (seinem) Ergebnis der 
Jahresabschlussprüfung schriftlich gegenüber dem Rat Stellung nehmen. Folgende Inhalte müs-
sen in der Stellungnahme enthalten sein:  
 
 Wegen des Verweises auf die §§ 321 und 322 des Handelsgesetzbuches im § 102 Abs. 8 GO 

NRW muss sich der Rechnungsprüfungsausschuss mit den vom Prüfungsverantwortlichen be-
richteten Schwächen des rechnungslegungsbezogenen IKS (§ 59 Abs. 3 GO NRW) befassen 
und dem Rat darüber berichten.  
 

 Am Schluss seines Berichtes hat der Rechnungsprüfungsausschuss zu erklären, ob nach dem 
abschließenden Ergebnis seiner Prüfung Einwendungen zu erheben sind und ob er den vom 
Bürgermeister aufgestellten Jahresabschluss und Lagebericht billigt. 

 
Nachdem der Rechnungsprüfungsausschuss den vorstehenden Beschluss ge- und somit seinen 
Bericht verfasst hat, wird diese Sitzungsvorlage ergänzt um die beiden folgenden Beschlussvor-
schläge dem Rat bzw. den Ratsmitgliedern zur Beratung und Beschlussfassung zugeleitet: 
 
I. Beschlussvorschlag für den Rat der Stadt: 
 
"1. Der gemäß § 95 Abs. 1 GO NRW von der Kämmerin am 30.03.2021 auf- und vom 

Bürgermeister am 31.03.2021 bestätigte und vom Hauptausschuss am 12.05.20215 
festgestellte Jahresabschluss nebst Lagebericht ist vom Rechnungsprüfungsausschuss nach 
§ 59 Abs. 3 GO NRW i. V. m. § 102 GO NRW geprüft worden. Das Prüfungsergebnis des 
Beratungs- und Prüfungsamtes ist im Prüfungsbericht vom 19. Juli 2021 und im Bestätigungs-
vermerk vom gleichen Tage festgehalten worden.  

 
 Der Rat der Stadt Hilden nimmt ebenfalls Kenntnis vom schriftlichen Bericht des Rechnungs-

prüfungsausschusses vom 02.09.2021 zu seiner Prüfung des Jahresabschlusses, welcher 
dieser Sitzungsvorlage als vorläufige(r) Protokollauszug/Tischvorlage aus der Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses beigefügt wird. 

 
Der Jahresabschluss 2020 vom 31.03.2021 wird hiermit gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW 
festgestellt. 
 

2. Nach der Prüfung und nach der Feststellung des vorgelegten Jahresabschlusses durch den 
Rat der Stadt Hilden wird der Jahresüberschuss von 144.451,68 Euro der Ausgleichsrücklage 
in der Gesamtposition des Eigenkapitals zugeführt.“ 
 
 

II. Beschlussvorschlag für die Ratsmitglieder (den Rat der Stadt ohne den Bürgermeis-
ter): 

 
„1. Herr Bürgermeister Dr. Pommer und Frau Bürgermeisterin i. R. Alkenings werden nach 

§ 96 Abs. 1 GO NRW für das Haushaltsjahr 2020 entlastet. 
 
2. Der Bürgermeister wird gebeten, den Prüfbericht nebst Bestätigungsvermerk sowie den Jah-

resabschluss 2020 und Lagebericht gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW öffentlich bekannt zu 
machen und danach bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur 
Einsichtnahme verfügbar zu halten.“ 

 
 
Hinweis zum Druckexemplar des Jahresabschlusses: 
 

                                                
5 Pandemiebedingt hat der Hauptausschuss anstelle des Rates getagt. 
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Der Jahresabschluss 2020 mit Lagebericht, Bilanz, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung und An-
hang ist eine Anlage dieser Sitzungsvorlage, die allerdings auch dann standardmäßig nicht mit 
ausgedruckt wurde, sofern Ihnen diese Sitzungsvorlage in ausgedruckter Form zugegangen ist. 
Selbstverständlich sind alle Anlagen zu dieser Sitzungsvorlage im Rats- und Bürgerinformations-
system als Datei vorhanden. Sofern Sie für Ihre Beratungen ein zusätzliches Druckexemplar benö-
tigen, wenden Sie sich bitte an das Amt für Finanzservice oder das Team Bürgermeisterbüro der 
Stadt Hilden. 
 
 
Erläuterungen und Begründungen: 
 
Gemäß § 59 Abs. 3 und § 102 Abs. 1 GO NRW prüft der Rechnungsprüfungsausschuss den Jah-
resabschluss und den Lagebericht unter Einbezug des Prüfberichtes des Beratungs- und Prü-
fungsamtes.  
 
Die Prüfung erfolgt mit dem Ziel herauszufinden, ob der Jahresabschluss ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Ge-
meinde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und der Bestimmungen 
der GO NRW ergibt.  
 
Die Prüfung des Jahresabschlusses erstreckt sich auch darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften 
und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet wor-
den sind. In die Prüfung ist die Buchführung einzubeziehen.  
 
Die Prüfung ist so anzulegen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße gegen Bestimmungen, die sich 
auf die Darstellung des sich nach § 95 Absatz 1 Satz 4 GO NRW ergebenden Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde wesentlich auswirken, bei gewissenhafter Berufs-
ausübung erkannt werden. 
 
Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und ob er insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gemeinde vermittelt. Dabei ist auch zu prüfen, ob die Chancen und Risiken der künf-
tigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung des Lageberichts hat sich auch darauf 
zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften zu seiner Aufstellung beachtet worden sind.  
 
Der Verpflichtungen des Beratungs- und Prüfungsamtes zur Prüfung der Wirksamkeit des IKS und 
zum Bericht über wesentliche Schwächen des rechnungslegungsbezogenen IKS (§ 59 Abs. 3 Go 
NRW) entsprechend wird der Leiter des Beratungs- und Prüfungsamtes in der Sitzung des Aus-
schusses berichten. Trotz der (auch im Jahr 2020) schlechten Personalausstattung des Amtes für 
Finanzservice (u. a. in den Bereichen Buchhaltung und Controlling) und dem Haupt- und Perso-
nalamt (u. a. im Personalservice, Personalmanagement und der Organisationsabteilung) liegen 
konkrete Einzelerkenntnisse über wesentliche Schwächen des internen Kontrollsystems bezogen 
auf den Rechnungslegungsprozess nicht vor. Die in Anlage 1 des Prüfungsberichts beschriebene 
Situation ist allerdings risikoerhöhend und muss vom Beratungs- und Prüfungsamt weiter beobach-
tet werden. 
 
Die vom Beratungs- und Prüfungsamt zusätzlich zur Abschlussprüfung erbrachten Leistungen, 
Prüfungen und Beratungen sowie die Ausgestaltung der verwaltungsinternen Regelungen und 
Konditionen lassen keine Umstände erkennen, die auf eine Befangenheit der an der Prüfung Betei-
ligten hinweisen würden. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss berät den nach der Prüfung vom Beratungs- und Prüfungsamt 
erstellten, als Anlage beigefügten Prüfungsbericht sowie den Bestätigungsvermerk des Beratungs- 
und Prüfungsamtes. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat zu dem Ergebnis der Jahresabschlussprüfung schriftlich 
gegenüber dem Rat Stellung zu nehmen. Am Schluss dieses Berichtes hat der Rechnungs-
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prüfungsausschuss zu erklären, ob nach dem abschließenden Ergebnis seiner Prüfung Einwen-
dungen zu erheben sind und ob er den vom Bürgermeister aufgestellten Jahresabschluss und La-
gebericht billigt. Selbstverständlich ist der Rechnungsprüfungsausschuss jedoch in seiner Ent-
scheidung frei und könnte den Jahresabschluss der Stadt und das Prüfungsergebnis des Bera-
tungs- und Prüfungsamtes anders beurteilen und dies in seinem Bericht an den Rat dokumentie-
ren.  
 
Der Prüfungsbericht der örtlichen Rechnungsprüfung als Abschlussprüfer und der Bericht des 
Rechnungsprüfungsausschusses dienen dem Rat als Grundlage zur Feststellung des Jahresab-
schlusses und den Ratsmitgliedern als Grundlage zur Entscheidung über die Entlastung des Bür-
germeisters gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW.  
 
Abschließend danken die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Beratungs- und Prüfungsamtes den 
Mitgliedern der Verwaltungsführung, insbesondere aber dem Team des Amtes für Finanzservice 
und der Stadtkämmerin für die stets konstruktive Zusammenarbeit während der Prüfung des Jah-
resabschlusses. 
 
 
gez.  
Michael Witek 
Leiter des Beratungs- und Prüfungsamtes 
 
 
Klimarelevanz: 
Keine.  



Prüfungsbericht und Testat 
des Beratungs- und Prüfungsamtes 
vom 19.07.2021
zum Jahresabschluss 2020
der Stadt Hilden
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1. PRÜFUNGSAUFTRAG

Entsprechend § 102 Abs. 1 GO obliegt dem Beratungs- und Prüfungsamt die Prü fung des Jahresabschlus ses
zum 31. Dezember 2020 unter Ein be zie hung der Buch füh rung und des Lageberichts für das Haus halts jahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020

der Stadt Hilden

nachfolgend auch Stadt genannt.

Über das Ergebnis der Abschlussprüfung berichtet dieser Prüfungsbericht, der in Anleh nung an die Grund sät-
ze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen des Instituts der Wirt schafts prüfer (vgl. IDW
PS 450) erstellt wurde.

2. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN

2.1 Lagedarstellung

2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung

2.1.1.1 Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf

Auf Grund der Prüfung wird festgestellt:

Die Aussagen zur wirtschaftlichen Lage und zum Geschäftsverlauf der Stadt geben insgesamt ei ne zu tref-
fende Be ur teilung der Lage der Stadt wieder.

2.1.1.2 Künftige Entwicklung sowie Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung

Im Lagebericht wurden nach Auffassung des Beratungs- und Prüfungsamtes folgende wesentli che Aussa gen
zur künfti gen Entwick lung und zu den Chancen und Risiken der künfti gen Entwicklung der Stadt getrof fen:

"Ertragslage:

Das Jahresergebnis 2020 der Stadt Hilden ist erheblich von den Auswirkungen der Corona-Pande mie ge-
prägt. Insbesondere der Einbruch der Kommunalsteuern und der Gemeinschaftssteuern haben die be reits im
Haushaltsplan in Aussicht gestellte schlechte Ertragslage vor Isolierung der pandemiebedingten Be lastun gen
bestätigt.

Das Jahresergebnis 2020 der Stadt Hilden liegt bei + 0,1 Mio. € nach Isolierung der Corona bedingten Belas-
tungen und damit 7,8 Mio. € über dem fortgeschriebenen Ansatz (-7,7 Mio. €). In diesem Ergebnis sind 7,8
Mio. € außerordentliche Erträge aus der Isolierung der pandemiebedingten Lasten enthalten. Das Ergebnis
aus laufender Verwaltungstätigkeit schließt mit einem Fehlbetrag in Höhe von 7,6 Mio. € ab.

Die ordentlichen Erträge haben sich mit 166,4 Mio. € im Vergleich zum Vorjahr (180,4 Mio. €) erheblich ver-
schlechtert. Die erhaltenen Kompensationszahlungen des Bundes und des Landes Nordrhein-Westfalen für
die Gewerbesteuerausfälle in Höhe von 8,9 Mio. € können die eigentlichen Ausfälle in Höhe von 11,1 Mio. €
nicht vollständig kompensieren.

Aufgrund frühzeitiger Gegensteuerungsmaßnahmen zu den Belastungen aus der Corona-Pandemie konnten
aber auch die ordentlichen Aufwendungen (174,6 Mio. €; Vorjahr: 180,8 Mio. €) gegenüber der Planung deut-
lich (um 3,7 Mio. €) verringert werden.
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Vermögens- und Schuldenlage:

Die Bilanzsumme der Stadt Hilden hat sich gegenüber dem Vorjahresbilanzstichtag um 16,4 Mio. € auf
511,3 Mio. € erhöht.

Der Trend des Substanzverzehrs aus Vorjahren konnte gestoppt werden. Das Sachanlagevermögen hat um
2,0 Mio. € zugenommen. Die Investitionstätigkeit übersteigt in 2020 wieder leicht die Abschreibungen auf und
Abgänge an Vermögensgegenständen. Insbesondere die Anlagen im Bau (12,8 Mio. €, Vorjahr: 7,8 Mio. €)
dokumentieren ein Wachstum der Bautätigkeit der Stadt Hilden.

Finanzlage:

Der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit beträgt 2020 4,1 Mio. € (Vorjahr: 10,0 Mio. €) und liegt damit
3,2 Mio. € über dem Planwert. Dieser Überschuss aus der Verwaltungstätigkeit konnte sowohl den Finanzmit-
telbedarf aus Investitionstätigkeit (- 1,2 Mio. €) als auch aus Finanzierungstätigkeit (- 0,5 Mio. €) vollständig
decken. Die liquiden Mittel sind entsprechend um 2,3 Mio. € auf 15,6 Mio. € angestiegen. Die Investitionsaus-
zahlungen in Höhe von 13,4 Mio. € sind deutlich hinter dem Planwert (33,4 Mio. €) zurückgeblieben. Die In-
vestitionstätigkeit konnte die Abschreibungen und Abgänge auf Vermögensgegenstände im Haushaltsjahr
2020 aber kompensieren. Der Saldo aus Investitionstätigkeit ist geprägt von hohen Einzahlungen aus der
Veräußerung von Sachanlagen (7,6 Mio. €, Vorjahr: 0,1 Mio. €).

Chancen / Risiken:

Die Stadt Hilden wirtschaftet in 2021 erstmals seit dem 01.01. mit einem veröffentlichten Haushalt und kann
die geplante Investitionstätigkeit ohne Verzögerungen Anzeige- und Genehmigungsprozessen umsetzen.
Daraus entsteht die Chance, den ungewollten Vermögensverzehr aus Vorjahren über eine verstärkte Bautä-
tigkeit teilweise auszugleichen, das Sachanlagevermögen der Stadt wiederaufzubauen und den Bürgerinnen
und Bürgern nachhaltig und ohne Nutzungseinschränkungen zur Verfügung zu stellen. Hierbei wurde eine
Reihe von Corona-Sonderprogrammen des Landes und des Bundes zur finanziellen Förderung von investi-
ven und werterhaltenden Maßnahmen in Anspruch genommen.

In der mittelfristigen Finanzplanung zeigt sich eine erhebliche Lücke zwischen den geplanten Einnahmen und
Ausgaben. Sowohl Personalkostensteigerungen als auch Transferaufwendungen steigen deutlich und stehen
erheblich geminderten Einnahmen aus den Kommunal- und Gemeinschaftssteuern in Folge der Corona-Krise
gegenüber. Der Rat der Stadt Hilden hat vor dem Hintergrund dieser+ Entwicklungen einen Grundsatz be-
schluss gefasst, die in der mittelfristigen Finanzplanung dargestellten Defizite deutlich zu verringern und das
Eigenkapital nur in moderatem (genehmigungsfähigem) Umfang in Anspruch zu nehmen. Daraus ergibt sich
die Chance, langfristig einen ausgeglichenen Haushalt aufzustellen und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
der Stadt Hilden und damit die hohe Attraktivität der Itterstadt auch für die nachfolgenden Generationen zu er-
halten.

Die haushaltswirtschaftliche Erholung hängt aber auch vor Ort im Wesentlichen davon ab, dass die Eindäm-
mungsmaßnahmen der Corona-Pandemie auslaufen und sich die Wirtschaft erholen kann. Die Stadt Hilden
hat mit einem niederschwelligen Hilfsprogramm für Gewerbetreibende, Kulturschaffende und gemeinnützige
Vereinen einen Beitrag dazu geleistet, dass die Angebotsstrukturen in der Stadt auch nach der Pandemie
weitergeführt werden können.

Um den Ansprüchen des künftigen Mobilitätsgeschehens an die in Hilden zur Verfügung stehende öffentliche
Infrastruktur möglichst gerecht zu werden, erstellt die Stadt Hilden unter der Beteiligung der Öffentlichkeit ein
Mobilitätskonzept. Hiermit soll für die Stadt Hilden die Basis für eine nachhaltige Mobilitätswende geschaffen
werden. In einem Zeithorizont für die kommenden 15 Jahre sollen verkehrliche Lösungen und Alternativen so-
wohl innerhalb der Stadt als auch in der Verknüpfung mit den benachbarten Kommunen im Großraum Düs-
seldorf zur Reduzierung der klimaschädlichen CO2- Emissionen geschaffen werden. Bis 2030, dem prognos-
tizierten „zweiten Wendepunkt“ der Mobilität, sollen Mobilitätsangebote geschaffen werden, die eine nachhal-
tige Mobilität aller Bewohnerinnen und Bewohnern Hildens ermöglicht.
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Auch der Klimawandel bringt gleichermaßen Chancen und Risiken für die Stadt Hilden mit sich. Mit den städ-
tischen Anstrengungen zum Klimaschutz soll das Ausmaß der künftigen klimatischen Auswirkungen begrenzt
werden. Maßnahmen zur Klimaanpassung sollen für das Stadtgebiet Hilden, die Auswirkungen (thermische
Belastung, Starkregen sowie Hochwasser) der sich bereits abzeichnenden Klimaänderungen mindern. Die
Aufgabe „Klimaschutz“ wird dabei von der Stadt als dauerhafter Prozess verstanden. Hierzu gehören Auffors-
tungsmaßnahmen im städtischen Stadtwald, die Umstellung des städtischen Fuhrparks auf alternative An-
triebsarten, die Erweiterung der öffentlichen Ladeinfrastruktur bis hin zur Erneuerung der Regenwasserkana-
linfrastruktur und der Erstellung von Gefahrenkarten (z.B. „Starkregenkarte“).

Prognose:

Die Stadt Hilden plant für 2021 mit einem Fehlbetrag von 9,4 Mio. € ohne Isolierung der corona-bedingten Be-
lastungen. Es ist bei Fortschreiten der Lockdown-Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie damit
zu rechnen, dass der originäre Fehlbetrag geringer ausfällt zu Lasten einer in der Planung nicht abgebildeten
Isolierung der Haushaltsbelastungen. Der Fehlbetrag kann aus der Ausgleichsrücklage gedeckt werden, so
dass ein fiktiver Haushaltsausgleich auch in 2021 gewährleistet ist. Ab 2022 plant die Stadt Hilden eine Inan-
spruchnahme der allgemeinen Rücklage."

Auf Grund der Prüfung wird festgestellt:

Die Aussagen im Lagebericht spiegeln insgesamt die künftige Entwicklung sowie die Chancen und Risiken
der künfti gen Entwicklung nach Auffassung des Beratungs- und Prüfungsamtes zutref fend wider.

2.2 Unregelmäßigkeiten

2.2.1 Unregelmäßigkeiten in der Rechnungslegung

Bei der Prüfung wurden keine Hinweise auf Unregelmäßigkeiten in der Rechnungslegung gefunden.

2.2.2 Sonstige Unregelmäßigkeiten

Auch Hinweise auf sonstige Unregelmäßigkeiten wurden nicht gefunden.

3. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG

3.1 Gegenstand der Prüfung

Erstellung, Aufstellung, Inhalt und Ausgestaltung der Buchführung und des Jahresabschlusses liegen in der
Verantwortung der Kämmerin der Stadt. Der Bürgermeister leitet den Jahresabschluss nach seiner Bestäti-
gung dem Rat der Stadt zur Feststellung zu.

Aufgabe des Beratungs- und Prüfungsamtes ist es, auf der Grundlage der durchgeführten pflichtgemäßen
Prü fung ein Ur teil über den Jahres ab schluss unter Einbeziehung der Buch führung, der Inventur und des In-
ven tars ab zugeben.

Dazu hat das Beratungs- und Prüfungsamt die Buchführung, die Inventur, das Inventar, den Jahresab schluss
zum 31. Dezember 2020, be stehend aus Vermögensrechnung (Bilanz), Ergebnisrechnung, Finanz rech nung,
Teil rechnungen und Anhang und den Lagebericht für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2020 der Stadt ge prüft. Der Jah res abschluss wurde unter Be ach tung der ge setzli chen Vor-
schrif ten zur Rech nungs le gung nach § 38 KomH VO auf gestellt.
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Im Rahmen des gesetzlichen Prüfungsauftrages wurde die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und die
sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen über den Jahresabschluss sowie
die Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung geprüft. Dagegen war die Einhaltung anderer
gesetzlicher Vorschriften sowie die Aufdeckung und Aufklärung von Ordnungswidrigkeiten und strafrechtli-
cher Tatbestände, soweit sie nicht die Ordnungsmäßigkeit von Jahresabschluss betreffen, nicht Gegenstand
der Prüfung des Jahresabschlusses.

Im Rahmen des gesetzlichen Prüfungsauftrages ist die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften über den
Jahresabschluss sowie die Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung zu prüfen.

Außerdem soll die Prüfung feststellen, ob ein den tatsächlichen Ver hältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mö gens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Stadt unter Beach tung der Grund sät ze ord nungs mä ßi ger
Buchfüh rung vermittelt wird.

Die Prüfung des Jahresabschlusses erstreckt sich auch darauf, ob die sonstigen gesetzlichen Vorschriften
und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind.

Schwerpunktmäßig wurden Prüfungen in folgenden Bereichen zur Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften
und die sie ergänzenden Satzungen und Bestimmungen durchgeführt:

· Isolierung der Belastungen durch die Covid-19-Pandemie

· Rechnungslegungsbezogenes internes Kontrollsystem 

· Pensionsrückstellungen 

· Sonderposten für den Gebührenausgleich

Die Aufdeckung strafrechtlicher Tatbestände war nicht Gegenstand der Prüfung des Jahresabschlusses.

Prüfungsfeststellungen sind der Verwaltungsleitung mitgeteilt und von dieser anerkannt worden. 

3.2 Art und Umfang der Prüfung

Das Beratungs- und Prüfungsamt hat die Prüfung nach §§ 102 und 104 GO und dem risi koo rien tier ten Prü-
fungs an satz in Anleh nung an die vom In sti tut der Rechnungsprüfer (IDR) herausgegebenen Prüfungsleitlinien
vor genom men.

Diese Grundsätze erfordern es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass ein hinreichend sicheres
Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die Buchführung und der Jahresabschluss frei von wesentlichen
Fehl aussagen sind.

Dem risikoorientierten Prüfungsansatz gemäß hat das Beratungs- und Prüfungsamt eine am Risiko der Stadt
aus ge rich tete Prü fungspla nung durch ge führt. Diese Prüfungsplanung wur de auf der Grundlage von Aus künf-
ten der Ver wal tungsleitung und erster analytischer Prüfungshandlungen so wie ei ner grundsätzlichen Be urtei-
lung des rech nungsle gungsbe zogenen internen Kontrollsystems und des Ri si komanagements erstellt.

Darauf aufbauend wurde ein prüffeldbezogenes risikoorientiertes Prüfungsprogramm entwickelt, das auf der
Grundlage der festgestellten prüffeldbezogenen Risikofaktoren unter Einbeziehung der Beurteilung der Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems der Stadt Schwerpunkte, Art und Um fang
der Prü fungshandlungen festlegt.

Die Abschlussprüfung schließt eine stichprobengestützte Prüfung der Nachweise für die Bilanzierung und die
Angaben im Jahresabschluss ein. Sie beinhaltet die Prüfung der angewandten Bilanzierungs- , Bewer tungs-
und Gliederungsgrundsätze und wesentlicher Einschätzungen sowie ei ne Beurteilung der Ge samt aus sage
des Jahresabschlusses.
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Die Prüfung umfasst aussagebezogene einzelfallorientierte Prüfungshandlungen sowie Aufbau- und Funk-
tionsprüfungen; die angewandten Verfahren zur Auswahl der risikoorientierten Prüfungshandlungen basieren
auf einer bewussten Auswahl bzw. zum Teil auf mathematisch statistischen Verfahren.

Die Prüfungsstrategie des risikoorientierten Prüfungsansatzes und die daraus folgenden analytischen Prü-
fungshandlungen haben zu fol gen den Ergebnissen geführt:

Art, Umfang und zeitlicher Ablauf der einzelnen Prüfungshandlungen sowie der Einsatz der Mitarbeiter (und
Sachverständigen) wurden im Hinblick auf diese Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung der Risi-
koeinschätzung sowie der Wesentlichkeit bestimmt.

Isolierung der Belastungen aus der COVID 19-Pandemie

Die erstmals für das Jahr 2020 entsprechend des Gesetzes zur Isolierung der aus der CO VID-19-Pandemie
folgenden Belastungen der kommu nalen Haushalte im Land Nordrhein-Westfalen ausgewiesene Bilanzposi-
tion "0 - Aufwendungen zur Erhal tung der gem eind lichen Leistungsfähigkeit" wurde auf Plausibilität und mit ei-
ner hohen Stichprobe der Posten mit positi vem Ergeb nis geprüft.

Immaterielle Vermögensgegenstände

Unter der Bilanzposition "1.1 - Immaterielle Vermögensgegenstände" war der stark gestiegene Bestand auf-
fällig.

Nachforschungen und eine Posten-Prüfung durch die Rechnungsprüfung ergaben hier, dass fälschlicherwei-
se Hard wa re (W-Lan für Schu len) in Hö he von ca. 75.000 Euro als immaterielle Vermögensgegenstände ver-
bucht wor den wa ren. Ei ne Kor rek tur der Bu chung hätte zu einer Bi lanzumgliederung geführt; die Bilanzsum-
me wür de durch die Kor rek tur jedoch nicht verändert. Da der Fehler im Einzel nen als auch in Sum me nicht
we sent lich ist, hat die Ver waltung die Korrektur nach Rück spra che mit dem BPA im Jahr 2021 vor ge nom men.

Weiterhin wurden folgende Prüfungshandlungen durchgeführt bzw. Posten geprüft und/oder folgende Prü-
fungser geb nis se und Ar beiten Dritter verwendet:

Sonderposten für den Gebührenausgleich

Bei der Zusammenstellung der Einnahmen und Ausgaben des BgA DSD für das Jahr 2020 anhand des be-
trieblichen Abschlusses der KRE 110202 ist der Verwaltung aufgefallen, dass die Aufwendungen und Erträge
des BgA fälschlicherweise in die Wirtschaftsrechnung zur Ermittlung des Ergebnisses des Produktes 110202
eingeflossen sind. Diese Aufwendungen und Erträge hätten analog der Gebührenkalkulation für 2020 aus der
Wirtschaftsrechnung herausgerechnet werden müssen. 

Unter Berücksichtigung der Neutralisation des Betriebs gewerblicher Art verbessert sich das Ergebnis von
bis her 23.320 Euro Überdeckung auf 139.186 Euro Überdeckung. Der Kostendeckungsgrad beträgt somit
statt 100,47% dann 102,86%.

Gem. § 44 Abs. 6 KomHVO sind Kostenüberdeckungen der kostenrechnenden Einrichtungen am Ende eines
Kalkulationszeitraumes, die nach § 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
ausgeglichen werden müssen, als Sonderposten für den Gebührenausgleich anzusetzen. Zum 31.12.2021
wurden dem Son der po sten für den Gebührenausgleich für die Abfallbeseitigung nur 23.320,00 € zu ge führt.

Wegen des erst nach der Aufstellung des Jahresabschlusses festgestellten, korrekten Ergebnisses 2020 für
die kos tenrechnende Einrichtung „Abfallbeseitigung" von 139.186 € müssten dem Sonderposten für den Ge-
büh ren ausgleich weitere 115.866 € zugeführt werden, was zu einer Verschlechterung des Jahresergebnisses
in glei cher Höhe führen würde.
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Es wurde jedoch folgendes zwischen der Verwaltung und dem Beratungs-und Prüfungsamt vereinbart:

"Aufgrund der Geringfügigkeit des Betrages im Vergleich zur Bilanzsumme von 511.296.031,25 € und zum
Bestand der Ausgleichsrücklage von 15.907.527,34 € zum 31.12.2020 sowie der aus Sicht der Rechnungs-
prüfung nicht überschrittenen allgemeinen Wesentlichkeitsgrenze wird die Zu füh rung der 115.866 € zum Son-
der po sten für den Ge büh ren aus gleich für die Abfall beseiti gung erst irn Jahr 2021 vor ge nom men.

Gem. § 6 Abs. 2 KAG sind Kostenüberdeckungen am Ende eines Kalkulationszeitraumes innerhalb der näch-
sten vier Jahre auszugleichen. Unabhängig vom Zeitpunkt der Zuführung zum Sonderposten für den Gebüh-
renausgleich ist die entstandene Überdeckung bis zum Jahr 2024 auszugleichen."

Pensionsrückstellungen

Es wurde u. a. überprüft, ob

· bei der Berechnung die gesetzlichen Vorgaben nach § 37 Abs. 1, 2 KomHVO NRW beachtet,

· die Pen sionsansprüche nach den beamtenrechtlichen Vorschriften (laufende Pen sionen, Pen sionsan-
wart schaften sowie fortgeltende Ansprüche nach dem Ausschei den aus dem Dienst, wie z.B. Bei hil-
feansprü che) ordnungsgemäß erfasst, 

· bei der Ermittlung des Barwertes das Teil wertverfahren an gewandt und ein in terner Rechenzinsfuß von
5 % zugrunde gelegt, 

· die Rückstellun gen für Beihilfeansprüche als pro zentualer Anteil der Rückstellungen für Ver sorgungsbe-
züge ermittelt (§ 37 Abs. 1 Satz 5 ff. KomHVO NRW) und

· die Zuführung aufgrund von allgemeinen Besoldungsanpassungen ratierlich über die drei auf das Jahr
der Anpassung folgenden Haushaltsjahre in der Ergebnisplanung verteilt (§ 37 Abs. 2 KomHVO NRW)
wurden. 

Dabei wurden Hinweise auf wesentliche Fehlaussagen nicht festgestellt.

Lagebericht

Die Aussagen im Lagebericht spiegeln insgesamt die künftige Entwicklung sowie die Chancen und Risiken
der künfti gen Entwicklung nach Auffassung des Beratungs- und Prüfungsamtes zutref fend wider.

Weitere Prüfungen

An der körperlichen Bestandsaufnahme (Inventur) der Vermögensgegenstände, Schulden und Rechnungs-
abgrenzungsposten hat das Beratungs- und Prüfungsamt an einigen Tagen im Spätherbst 2020 beobach tend
teil ge nom men, um sich stich pro be nar tig davon zu überzeugen, dass die Inventur gründ lich und sachge recht
vor be rei tet wor den ist, dass die in den In venturrichtlinien dargestellten Verfahren auch tat sächlich und ord-
nungs ge mäß an ge wandt wor den sind und zu zuverlässigen Ergebnissen geführt ha ben.

Die Übersicht über die örtlich festgelegten Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände wurde auf Grundla-
ge der vom Innenministerium bekannt gegebenen Abschreibungstabelle unter Berücksichtigung der tatsäch-
lichen örtlichen Verhältnisse erstellt. Das Beratungs- und Prüfungsamt hat sich davon überzeugt, dass die
Be stim mung der Nutzungsdauer so vorgenommen wurde, dass eine Stetig keit für künftige Festlegungen von
Ab schreibun gen gewährleistet wird.

Von der zutreffenden Bilanzierung der Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sowie der Ver-
bindlichkeiten hat sich die Rechnungsprüfung durch Einholung von Saldenbestätigungen in Stichproben über-
zeugt. Die Werthaltigkeit der For de rungen wurde insbesondere durch eine Analyse der Altersstruktur geprüft.

Bankbestätigungen von Kreditinstituten wurden vorgelegt.
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Rechtsanwaltsbestätigungen des Rechtsamtes über schwebende Rechtsstreitigkeiten hat das Beratungs-
und Prüfungsamt eben falls er hal ten.

Die Rückstellungen wurden insbesondere durch Befragung von Mitarbeitern und der Verwaltungsleitung auf
Voll stän dig keit untersucht. Die zutreffende Ermittlung der Rückstellungshöhe wurde durch eine stichproben-
hafte Prü fung der Berechnungen und eine kritische Beurteilung der vorgenommenen Schätzungen geprüft.

Zur Prüfung der Pensionsrückstellungen lag dem Beratungs- und Prüfungsamt ein versicherungsmathemati-
sches Gut achten der Rheinischen Versorgungskassen vor. Auf Grund der Einschätzung der Qualifikation der
RVK und der Zertifizierung des Verfahrens nach Heubeck hat sich die Rechnungs prüfung bei der Prü fung auf
die Ar beitsergeb nisse der RVK gestützt.

Es wurden innerhalb des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems Aufbau- und Funktionsprü-
fungen insbesondere im Bereich des Debitorenmanagements und des Personalwesens durchgeführt.

Das Beratungs- und Prüfungsamt ist der Auffassung, dass die Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage
für das Prü fungsurteil bildet.

Ausgangspunkt der Prüfung war der geprüfte und unter dem Datum vom 10.08.2020 mit dem uneinge-
schränk ten Be stätigungsvermerk versehene Jahresabschluss zum 31.12.2019 der Stadt.

Alle erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden durch die Verwaltungsleitung erteilt. Herr Bürgermeis ter
Dr. Pommer hat die Voll stän dig keit des Jahresabschlusses am 19.07.2021 schriftlich bestätigt.

4. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Nach den Prüfungsfeststellungen gewährleistet der auf Grundlage des NKF-Kontenrahmens erstellte und im
Be richts jahr angewandte Kontenplan ei ne kla re und übersichtliche Ordnung des Bu chungs stoffes.

Die Geschäftsvorfälle wurden vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst. Die Belege wurden ordnungs-
gemäß angewiesen, ausreichend erläutert und übersichtlich abgelegt. Die Zahlen der Vorjahresbilanz wur den
richtig im Berichtsjahr vorgetragen. Der Jahresabschluss wurde aus der Buchführung zutreffend entwi ckelt
und von der Stadt aufgestellt.

Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem gewährleistet eine vollständige, richtige und zeitna he
Erfassung, Verarbeitung und Aufzeichnung der Daten der Rechnungslegung.

Die Bestandsnachweise der Vermögensgegenstände, des Kapitals, der Schulden, der Rückstellungen, der
Sonderpo sten, der Bilanzierungshilfen und der Rechnungsabgrenzungsposten sind er bracht.

Die Stadt hat gemäß § 4 KomHVO produktorientierte Ziele festgelegt sowie Kennzah len be stimmt.

Bei der Prüfung wurden keine Sachverhalte festgestellt, die dagegen sprechen, dass die von der Stadt ge-
troffenen or gani satorischen und technischen Maßnahmen geeignet sind, die Sicherheit der rech nungsle-
gungsrelev anten Da ten und IT Systeme zu gewährleisten.

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach der Feststellung des Beratungs-
und Prüfungsamtes den gesetzli chen Vorschriften, den sie ergänzenden Sat zungen und den sonstigen orts-
rechtli chen Bestimmungen. Die aus den weiteren geprüften Unterlagen ent nommenen Informationen führen
zu ei ner ord nungsgemäßen Ab bildung in Buchführung und Jahresab schluss.
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4.1.2 Jahresabschluss

Die Vermögensrechnung (Bilanz), die Ergebnisrechnung, die Finanzrechnung sowie die Teilrechnungen sind
den gesetzlichen Vor schriften entsprechend gegliedert. Die Vermögensgegenstände und die Schulden sowie
das Kapital, die Son derpo sten, die Bilanzierungshilfen und die Rechnungsabgrenzungs posten wurden nach
den gesetz li chen Be stim mungen sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh rung angesetzt und be-
wertet, für er kenn bare Risi ken wurden Rückstellungen in ausreichendem Maße gebil det.

Die allgemeinen Grundsätze für die Gliederung der aufeinander folgenden Ergebnis-, Vermögens- und der Fi-
nanzrechnungen wurde beibehalten. Abweichungen wegen beson derer Umstände sind im Anhang angege-
ben und begründet.

Die Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wurden entsprechend der vom Rat fest ge setz ten
Wertgrenze in der Finanzrechnung ausgewiesen.

Die Stadt hat gemäß § 17 KomHVO zur Verwaltungssteuerung und für die Beurteilung der Wirt schaft lich keit
und Leis tungs fähig keit eine Kosten- und Leistungsrechnung (in Form einer Voll-/Teilkostenrechnung) auf ge-
baut. Die Ergeb nisse der Kosten- und Leistungsrechnung sind als interne Leis tungsbeziehungen in den Teil-
er geb nis rech nungen gesondert ausgewiesen.

Der Anhang enthält gem. § 45 KomHVO die notwendigen Erläuterungen der Vermögensrechnung (Bilanz),
der Ergebnis rechnung und der Finanzrechnung, insbesondere die von der Stadt angewandten Bilan zie rungs-
und Be wer tungs grundsät ze, sowie die sonstigen Pflichtangaben.

Das Beratungs- und Prüfungsamt kommt zu dem Ergebnis, dass der Jah resabschluss zum
31. Dezember 2020 ord nungsge mäß aus der Buch füh       rung und den weiteren geprüften Un ter lagen abgeleit et
worden ist und den ge setzlichen Vor schrif ten, den er gänzenden Bestimmungen der Satzungen und sonsti gen
ortsrechtlichen Be stimmungen ent spricht.

4.1.3 Lagebericht

Der durch Frau Kämmerin Anja Franke aufgestellte und durch Herrn Bürgermeister Dr. Claus Pommer be-
stätigte Lagebericht gilt als Anlage zu diesem Bericht.

Der Lagebericht entspricht nach den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen den gesetzli chen Vor schrif-
ten.

Die Prüfung ergab, dass der Lagebericht 

· mit dem Jahresabschluss sowie den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht,

· insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt vermittelt,

· die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darstellt,

· bedeutsame produktorientierte Ziele und Kennzahlen nach § 4 KomHVO einbezieht und erläutert sowie

· alle weiteren nach § 49 KomHVO erforderlichen Angaben und Erläuterungen ent hält.

Dem Beratungs- und Prüfungsamt sind keine (weiteren) nach Schluss des Haushaltsjahres eingetretenen
Vor gän ge von besonderer Bedeu tung bekannt geworden, über die zu berich ten wäre.
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4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzla-
ge.

4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Es wird auf die Angaben im Anhang der Stadt verwiesen.

Die folgenden wesentlichen Bewertungsgrundlagen, die im Haushaltsjahr ausgeübten Bilanzierungs- und Be-
wertungswahlrechte, die folgenden wesentlichen wertbestimmenden Faktoren (Einfluss von wertbestim men-
den Parametern auf die wesentlichen Bewertungsgrundlagen sowie die Annahmen und Ausübung von Er-
messensentscheidungen) sind im Hinblick auf die Beurteilung der Gesamtaussage des Jahresabschlusses
besonders zu erwähnen:

4.2.3 Änderungen in den Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden gegenüber dem Vorjahr unverändert angewandt.

4.2.4 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Im Berichtsjahr waren keine sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen Auswirkungen auf die
Gesamtaussage des Jahresabschlusses zu verzeichnen.

4.2.5 Aufgliederungen und Erläuterungen

Von Aufgliederungen und Erläuterungen wurde an dieser Stelle abgesehen, da sie nicht zum Verständnis der
Gesamtaussage des Jahresabschlusses erforderlich sind.
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5. PRÜFUNGSERGEBNIS

Wiedergabe des Bestätigungsvermerks zum Jahresabschluss 2020 der Stadt Hilden

"Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Stadt Hilden, bestehend aus der Bilanz zum 31. De zember 2020, der Er-

gebnisrechnung, der Finanzrechnung und Teilrechnungen für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis zum 31.

Dezember 2020 sowie dem Anhang einschließ lich der Darstellung der Bilanzie rungs- und Bewertungsmetho-

de, geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Stadt Hil den für das Haushaltsjahr vom 1. Januar

bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. In die Prüfung wurde die Buchführung einbezogen.

Im Jahr 2020 sind außergewöhnliche Belastungen durch die COVID-19-Pandemie entstanden. Diese Belas-

tungen werden im Jahresabschluss 2020 neutralisiert. Hierzu sieht das NKF-COVID-19-Isolierungsgesetz

(NKF-CIG) vor, dass die Haushaltsbelastung als außerordentli cher Ertrag in die Ergebnisrechnung einge-

bucht und in der Bilanz als Bilanzierungshilfe gesondert aktiviert wird. Insoweit wird die Vermögens- und Er-

tragslage verbessert dargestellt. Durch die Auf lösung der Bilanzierungshilfe in den Folgejahren werden die

Belastungen in die Folgeperioden ver schoben. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den ge setz lichen Vor schriften,

den sie ergänzenden ortsrechtlichen Bestimmungen und sonstigen Satzungen und vermittelt unter Be-

achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi ger Buchführung und der Gemeindeord nung NRW so-

wie unter Berücksichtigung der oben dargestellten Besonderheiten im Neuen Kommunalen Fi nanzma-

nagement ein den tatsächli chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö gens- und Fi nanzlage der

Stadt Hilden zum 31. De zember 2020 sowie ihrer Ertragslage für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis

zum 31. De zem ber 2020 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt Hil den. In al-

len wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab schluss, entspricht den

gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünf tigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 102 Abs. 8 GO NRW erklären wir in Anlehnung an § 322 HGB, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-

wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.
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Grundlage der Prüfungsurteile

Die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts wird nach § 102 GO NRW un ter Beach tung der

Leitlinien zur Durchführung kommunaler Abschlussprüfungen des Insti tuts der Rechnungs prüfer (IDR) durch-

geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung

des Rechnungsprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres kommunalen

Bestäti gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind als Beamte bzw. tariflich Beschäftigte der Stadt

Hilden unabhängig in Übereinstimmung mit den gelten den Vorschriften und ha ben unsere sonstigen deut-

schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforde rungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass

die von uns erlangten Prüfungsnach weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-

fungsurteile zum Jahres abschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den gesetzli-

chen Vorschriften und sie ergänzenden ortsrechtlichen Bestimmungen und sonstigen Satzun gen in allen we-

sentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah resabschluss unter Beach tung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung und der Gemeindeordnung NRW ein den tatsächlichen Verhältnissen

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt vermittelt. Ferner sind die gesetz li-

chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und der Gemeindeordnung NRW als notwendig bestimmt ha-

ben, um die Aufstellung eines Jahresabschlus ses zu er möglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten

oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutref-

fendes Bild von der Lage der Stadt vermittelt sowie in allen wesentli chen Belangen mit dem Jahresabschluss

in Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und

Maßnah men (Systeme), die sie als notwendig erachtet ha ben, um die Aufstellung eines Lagebe richts in Über-

einstimmung mit den anzuwendenden gesetzli chen Vorschriften zu ermögli chen, und um ausreichende geeig-

nete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er bringen zu können.
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Verantwortung des Rechnungsprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab schluss als Ganzes frei

von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal schen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gemeinde vermittelt so wie in allen wesentlichen Belangen

mit dem Jahresab schluss sowie mit den bei der Prüfung gewon nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den

kommunalrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti gen Entwicklung zu-

treffend darstellt, sowie einen Bestätigungs vermerk zu erteilen, der un sere Prüfungsurteile zum Jahresab-

schluss und zum Lagebericht beinhal tet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-

stimmung mit § 102 GO NRW unter Beachtung der Leitlinien zur Durchfüh rung kommunaler Abschlussprü-

fungen vom Institut der Rechnungsprüfer (IDR) durchge führte Prüfung eine wesentli che falsche Darstellung

stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrich tigkeiten resultieren und werden als

wesentlich ange sehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die

auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaft lichen Entscheidungen

von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti sche Grund haltung.

Darüber hinaus

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeab sichtigter - falscher

Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs handlungen als Reak-

tion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü fungsnachweise, die aus reichend und geeignet sind, um

als Grundlage für unsere Prü fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen

nicht auf gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrüge risches Zu-

sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un vollständigkeiten, irreführen de Darstellungen bzw. das

Außerkraftsetzen interner Kontrollen be inhalten können.

· gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevan ten inter nen Kon-

trollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebe nen Umständen angemessen sind.

· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech nungsle-

gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver tretern dargestell ten geschätzten

Werte und damit zusammenhängenden Angaben.
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· beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus ses ein schließlich

der Angaben, sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfäl le und Ereignisse so

dar stellt, dass der Jahresabschluss unter Beach tung der deutschen Grund sätze ordnungsmä ßiger Buch-

führung und der Gemeindeord nung NRW ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde vermittelt.

· beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset zesent sprechung

und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gemeinde.

· führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts orientierten

Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig neter Prüfungsnach weise vollziehen wir

dabei insbesondere die den zukunftsorientier ten Angaben von den gesetzli chen Vertretern zugrunde ge-

legten bedeutsamen Annah men nach und beurteilen die sachge rechte Ableitung der zukunftsorientierten

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben

sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-

res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Hilden, den 19.07.2021

Beratungs- und Prüfungsamt

   

Michael Witek Torsten Schlüter
Leiter Prüfer
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Fragenkatalog gem. IDR Prüfungsleitlinie 720 "Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft"

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Verwaltungs leitung

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für
die Verwal tungsleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen des Überwa-
chungs organs zur Or ganisation für die Verwaltungsleitung (Geschäftsanweisung)? Ent-
sprechen diese Regelungen den Bedürfnissen der Gebietskörperschaft?

Es gibt für den Rat und seine Ausschüsse die Hauptsatzung, die Geschäftsordnung
so wie die Zuständigkeitsordnung. Schriftliche Weisungen des Rates zur Organisation
exi stie ren in Form von Beschlüssen zur Dezernatsverteilung. Die Regelungen ent spre-
chen den Be dürfnissen der Stadt.

b) Wieviele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur den
Niederschrif ten hierüber erstellt?

Es hat eine Vielzahl von Sitzungen des Rates und seiner Ausschüsse stattgefunden.
Die Sit zungsunterlagen sowie die Niederschriften werden im Ratsinformationssystem
(Session) doku mentiert und archiviert.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien im Sinne des § 125 Abs. 1
Satz 3 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Verwaltungsleitung tätig?

Die Mitgliedschaften der Mitglieder des Verwaltungsvorstandes sind im Anhang (vgl. §
95 GO NRW) ausgewiesen.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Verwaltungsleitung, Überwachungsorgan) im
Anhang des Jahresabschlusses ausgewiesen?

Für den Bürgermeister besteht die Pflicht, die Vergütung für ihre Mitgliedschaft in Auf-
sichtsräten und Kontrollgremien öffentlich bekannt zu machen, aus § 18 Korrup tionsbG
NRW. Dieser Pflicht kommt er mit einer Vorlage an den Rat in öffentlicher Sit zung ein-
mal jährlich nach.

Der Veröffentlichungspflicht für Mitglieder des Rates gemäß § 17 KorruptionsbG NRW
wird in den jährlichen Lageberichten nachgekommen. Außerdem sind im Ratsinforma-
tionssystem (Homepage der Stadt) zu jedem Ratsmitglied dessen Mitgliedschaft auch
in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien dargestellt.

Fragenkreis 2:  Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen der Stadt Hilden entsprechenden Organisationsplan,
aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten / Weisungsbefug-
nisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Organisationspläne (Verwaltungsgliederungsplan, Dezernatsverteilungs plan) sind vor-
handen. Fortschreibung und Aktualisierung erfolgen durch das Haupt- und Personal-
amt, das zudem alle aktuellen Informationen der Geschäftsverteilung auf der Hildener
Internetseite vorhält. Ein Auf gabengliederungsplan existiert bedauerlicherweise nicht.

Eine regelmäßige Überprüfung von Aufbau- und Ablauforganisation erfolgte im Be-
richtsjahr wie in den Vorjahren nicht. Die Organisationsabteilung der Stadt war stark
ge- bzw. überfordert und konnte den notwendigen Aufgaben nur sehr eingeschränkt
nachkommen.
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b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren
wird?

Im Rahmen der Prüfung haben sich keine Erkenntnisse ergeben, dass die Regelungen
grund sätzlich nicht beachtet werden. 

Es ist jedoch seit einigen Jahren die Tendenz zu beobachten, dass Aufgaben von
(noch) nicht fach kun di gen Verwaltungsteilen erledigt werden müssen, ohne dass die
hausin ternen Fach kräfte hinzugezogen werden (können). 

Solche Aufgabenzuordnungen bergen erhebliche Risiken in Bezug auf sachliche und
rechtliche Fehler oder Unwirtschaftlichkeit. 

c) Orientiert sich der Verwaltungsaufbau an den Produktbereichen der Verwaltung?

Mit der Umstellung auf das NKF im Jahr 2007 wurden Produkte definiert, die im Haus-
haltsplan aufgeführt und mit Kennzahlen hinterlegt sind. Mit deren Überarbeitung und
Weiterentwicklung wurde 2015 begonnen, damit sie den Anforderungen des NKF ent-
sprechend zur Steuerungsun terstützung dienen können. Die Überarbeitung wurde seit
2019 nicht fortgeführt.

d) Sind die Produktbereiche dezentral für ihren Ressourcenverbrauch verantwortlich?

Teilweise. Zum Teil erfolgt eine zentrale Beschaffung (z. B. im IT-Be reich) und die Ge-
bäu deun ter hal tung und -bewirtschaftung wird zentral vom Amt für Ge bäudewirtschaft
ab gewickelt. Es exi stiert eine interne Leistungsverrechnung, die drin gend weiterent-
wickelt und ge pflegt wer den muss und auch die Personalkosten um fasst. Dennoch ist
eine Steuerung des Res sourcen ver brauchs durch die Produktver antwortlichen nur ein-
geschränkt möglich.

e) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs-
prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen,
Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese
nicht eingehalten werden?

Es gibt eine Reihe von Dienstanweisungen, die im Intranet bereitgestellt werden. Sie
regeln zum Beispiel die Vergaben, das Anordnungswesen oder die Finanzbuchhaltung.

Es gibt keine wesentlichen Anhaltspunkte, dass diese Vorschriften im Berichtsjahr
nicht einge halten wurden.

Die Personalausstattung des Amtes für Finanzservice und des Haupt- und Persona-
lam tes war je doch unzurei chend. Im Berichtsjahr waren im Amt für Finanzservice und
im Haupt- und Personalamt mehrere MitarbeiterInnen von Zeit ar beits fir men ein ge setzt.

Im Berichtsjahr wurde damit begonnen, die Vergabedienstanweisung und das
(elektronische) Vergabeh and buch an die aktuellen Anforderungen der Verdingungs-
ordnungen und des Ver ga be rechts anzupassen. Die Arbeiten wurden jedoch nicht ab-
geschlossen; weitere Überarbeitun gen sind dringend notwendig.

Wenn sich Anhaltspunkte im Berichtsjahr ergaben, dass diese Vergaberegelungen
nicht einge halten werden würden, bemühte sich die Rechnungsprüfung vor der Verga-
bedurchführung bera tend und korrigierend einzugreifen. Die Durchführung von Verga-
ben hat auch nach mehreren Prüfungsberichten allerdings noch Verbesserungspoten-
zial.
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Im Bereich Personalwesen besteht eine erhebliche Anzahl von Dienstanweisungen und
Dienst vereinbarungen mit dem Personalrat zu unterschiedlichsten Themenfeldern.

Die Organisationsabteilung der Stadt war auch im Berichtsjahr stark gefordert oder
überfordert und konnte den notwendigen Aufgaben nur teilweise nachkommen.

Das BPA hat in den vergangenen Jahren wiederholt die schlechte Situation der Orga
bemängelt. Eine den aktuellen Aufgaben angemessene Ausstattung der Orga war im
Berichtsjahr noch nicht vorhanden. Es bleibt abzuwarten, ob die zum Berichtszeitpunkt
beschlossenen Stellenveränderungen zu einer ausreichenden Entlastung führen. 

Es muss aber unbedingt gelingen, die Aufgaben der Orga weg von der nahezu aus-
schließlichen Bearbeitung aktueller Einzelfragen und -probleme hin zu stärker zu-
kunftsorientierter und nach haltiger Arbeit zu verändern. Auch wenn das Nacharbeiten
der in der Vergangenheit unerledigten Aufgaben, deren Ergebnisse aber jetzt und in
Zukunft dringend benötigt werden, temporär (für einige Jahre) erheblich mehr Kapazi-
täten erfordern wird. 

Sollten Teile der Orga-Aufgaben in den Fachämtern wahrgenommen werden, würde
dort der Be darf an Kapazität und Knowhow entsprechend ansteigen. Ein Controlling
der Aufbau- und Ablau forganisation, um den jeweils wirtschaftlichsten und sinnvollsten
Weg zu finden, wäre auf jeden Fall und für jedes Amt erforderlich. Dies ist aktuell von
der Orga nicht leistbar.

f) Besteht eine ordnungsgemäße Dokumentation von Verträgen (zum Beispiel Grund-
stücksverwaltung, EDV)?

Eine zentrale Vertragsdatenbank ist eingerichtet und wird vom Amt für Finanzservice
aktuell ge halten. Die Technologie der Software wird allerdings nicht gepflegt. Eine zu-
künftige Einbindung in das DMS - siehe vorhergehende Antwort - ist erforderlich.

Fragenkreis 3:  Strategische Steuerung

a) Orientiert sich das Handeln der Gebietskörperschaft an einer langfristigen strategi-
schen Ausrichtung?

Ein langfristiges, strategisches Zielprogramm, an dem sich das Handeln der Verwal-
tung orien tiert, wurde bisher von der Verwaltung nicht erarbeitet und vom Rat nicht be-
schlossen. Bisher fehlt eine systematische Anbindung der strategischen Ziele an die
Finanzplanung. Strategische Ziele werden wohl hauptsächlich in den Sitzungen des
Verwaltungsvorstandes zum Haushalts plan erörtert.

Aus Sicht des BPAes hat sich die Notwendigkeit der „Haushaltskonsolidierung“ auf-
grund der strukturellen Haushaltssituation inzwischen selbst erzeugt. Zum Berichtszeit-
punkt existiert eine Haushaltskonsolidierungskommission, die dem strategischen Ziel
der Haushaltskonsolidierung folgt.

Das Ziel „Einführung eines nachhaltigen und vorausschauenden und risikopräventiven
Perso nalmanagements“ mit all seinen Facetten hat sich zwangsläufig ebenfalls selbst
ergeben. Mit der Umsetzung wurde begonnen. Sie leidet im Berichtsjahr allerdings
stark un ter den zu geringen Personalkapazitä ten der zuständigen Bereiche.

Das Ziel der „Ein- und Durchführung eines dauerhaften und möglichst antizipativen
Auf bauorg anisations- und Ablauforganisationsmanagements und -controllings“ wurde
vom BPA bereits wiederholt angemahnt und in unterschiedlichen, vergangenen Berich-
ten formuliert. Die im Berichtszeitraum getroffenen Maßnahmen sind aus Sicht des
BPAes bei wei tem nicht ausreichend.
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b) Ist diese strategische Ausrichtung in Form eines Leitbildes oder in anderer Form doku-
mentiert?

Ein Leitbild der Verwaltung oder Ratsbeschlüsse über ein strategisches Zielprogramm
bestehen mit Ausnahme der Haushaltskonsolidierung nicht.

Fragenkreis 4:  Ziele und Kennzahlen

a) Sind Ziele und Kennzahlen für eine Output-orientierte Steuerung definiert worden?

Es finden Mitarbeitergespräche zwischen Vorgesetzten und Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern statt. Auch im Rahmen der LOB werden Ziele vereinbart. 

Viele Fachbereiche haben im Haushaltsplan Ziele und Kennzahlen definiert. Eine
Ablei tung aus strategischen Zielen findet, da diese nicht formuliert sind, jedoch nicht
statt.

b) Sind die Kennzahlen zur Beurteilung der Zielerreichung geeignet?

Es gibt Kennzahlen im Haushaltsplan, die bisher hausintern nur bedingt und auf der
politischen Ebene eher nicht steuerungsrelevant waren. 

Da - wenn überhaupt - nur externe Leistungsdaten, interne Leistungsdaten aber struk-
turiert nicht erfasst werden, ist eine Steuerung (ein strukturiertes Leistungscontrolling)
kaum möglich. 

Mit der Überarbeitung der Ziele und Kennzahlen wurde 2015 begonnen; sie wurde
nach 2018 je doch nicht fortgesetzt. 

c) Inwiefern wurden diese Ziele erreicht bzw. wo gab es gravierende Planabwei chungen? 

Eine Abweichungsanalyse gibt es bisher nur im Finanzbereich. Die Ergebnisse sind im
Lagebe richt dargestellt.

Fragenkreis 5: Controlling

a) Existiert ein Controlling in der Verwaltung und wie ist es organisiert?

Aktuell ist bei der Stadt Hilden kein zentrales, institutionalisiertes Controlling installiert.
Ein zen trales, institutionalisiertes Berichtswesen ist noch aufzubauen. 

Mit der 2019 konzeptionierten Reorganisation des Controllings wurde bis zum Zeit-
punkt der Er stellung dieses Berichts im Sommer 2021 noch nicht begonnen. Wie be-
reits weiter oben be rich tet, ist auch in diesem Bereich die personelle Ausstattung des
Am tes für Fi nanz ser vice nicht ausreichend.

Es existiert ein reduziertes Finanzcontrolling durch das Amt für Finanzservice, welches
den Fachämtern monatliche Auswertungen zur Verfügung stellt. Auswertungen dieser
Berichte durch die Fachämter werden jedoch bisher nicht standardmäßig erstattet.
Dar über hinaus findet in Tei len der Verwaltung jeweils Fachcontrolling statt (z. B. im
Amt für Jugend, Schule und Sport). Ein Bauinvestitionscontrolling soll aufgebaut wer-
den. Im Jahr 2019 wurde damit begonnen, ein Personal- und Personalkostencontrol-
ling zu projektie ren und einzuführen. Die Arbeiten dauern an.
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b) Entspricht das Controlling den Anforderungen der Gebietskörperschaft, um den Steu-
erungsbe dürfnissen der Verwaltungsleitung Rechnung zu tragen und umfasst es alle
wesentlichen Ver wal tungsbereiche?

Dem bestehenden Finanzcontrolling sowie den diversen Fachcontrollings fehlen die
überge ordneten strategischen Ziele. 

Ein institutionalisiertes, verwaltungsweites Leistungscontrolling (Output- oder Outcome-
 orientiert) ist nicht vorhanden. 

Das Personal- und Personalkostencontrolling befindet sich im Aufbau.

Ein Bauinvestitionscontrolling soll aufgebaut werden.

c) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-
chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Be-
teiligung besteht?

Im Grundsatz ja. Der Bürgermeister wird von der Beteiligungsverwaltung informiert.

Ein standardisiertes, konzernweites Controlling oder Risikomanagement bestehen
nicht (siehe auch Fragenkreis 7).

Fragenkreis 6:  Kosten- und Leistungsrechnung

a) In welchen Teilen der Verwaltung existiert bereits eine Kosten- und Leistungsrech-
nung?

Es existiert eine nahezu verwaltungsweite Kosten- und Leistungsrechnung mit sich
dar aus erge bender interner Leistungsverrechnung. Insbesondere die interne Leis-
tungsver rechnung bedarf der Überarbeitung. Die KLR sollte in die ERP-Software inte-
griert wer den.

b) Liefert die Kosten- und Leistungsrechnung die für die wirtschaftliche Steuerung der
Verwaltung erforderlichen Informationen bzw. an welchen Stellen besteht nach Ein-
schätzung des Abschluss prüfers noch Handlungsbedarf?

Die Verwaltung hat vor einigen Jahren damit begonnen, die bislang auf Excel-Basis
funktionie renden Kosten- und Leistungsrechnungen in die ERP-Software NewSystem
von Infoma zu inte grieren. Bisher wurden nur zwei Bereiche - teilweise - nach Infoma
übernommen.

Verbesserungspotenzial ist grundsätzlich (mit einigen Ausnahmen bei den gebühren-
rechnenden Einrichtungen) bei den „Leistungsrechnungen“ der Kosten- und Leistungs-
rechnungen vorhan den; insbesondere wenn es sich um personalkostenlastige Berei-
che handelt, müssten hierfür die Leistungen des Personals erfasst werden. Dies ist bis-
her nur im zentralen Bauhof - Amt 68 - und im BPA - Amt 14 - und in Ausnahmefällen
anderswo der Fall.
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Fragenkreis 7:  Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Verwaltungsleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maß-
nahmen er griffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt
werden können?

In den Sitzungen des Verwaltungsvorstandes werden Haushaltsrisiken durch regelmä-
ßige Soll-Ist-Vergleiche zum Haushaltsplan besprochen. Ein allgemeines Frühwarn-
oder ein Risi komanagementsystem wurde bei der Stadt Hilden bisher allerdings nicht
installiert. 

Hat die Kämmerin noch im Vorjahr zum wiederholten Male vor dem be reits statt fin den-
den Werte ver zehr durch zu geringe Unterhaltungsaufwen dun gen und Ersatzinvesti-
tionen gewarnt, konnte der Trend des Substanzverzehrs aus Vorjahren im Jahr 2020
ge stoppt werden.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben
sich An haltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Es wäre empfehlenswert, bei der Stadt Hilden ein allgemeines und verwaltungsweites
Controlling und Risikomanagement zu implementieren. Es sollte einen Überblick über
die Risiken ermögli chen, die bei der Kernverwaltung und den Gesellschaften mit städti-
scher Beteiligung auftreten können. Gleichzeitig sollte es Strategien aufzeigen, wie die
Stadt diesen Risiken begegnen kann. 

Im Jahr 2016 wurden als erster Schritt Korruptionsrisiken identifiziert und bewertet.
Noch im sel ben Jahr wurde damit begonnen, die als besonders risikoträchtig identifi-
zierten Bereiche mittels Geschäftsprozessaufnahmen und -analysen zu betrachten. Die
wenigen Prozessaufnahmen dienten allerdings nur dem Zweck, § 21 des Korruptions-
bekämpfungsgesetzes - in besonders korruptionsgefährdeten Bereichen muss Perso-
nalrotation stattfinden - zu genügen. 

Bedauerlicherweise ist aber erst ein geringer Bruchteil der Prozesse aufgenommen
und diese Prozessbeschreibungen sind z. B. für die aufgabenkritischen Untersuchun-
gen oder die Einfüh rung eines Workflow-gestützten DMS nicht aussagekräftig und um-
fassend genug. Daten über Zeitbedarfe der Prozessschritte wurden nicht erhoben.

Die dringend erforderliche, umfassende Aufnahme der Prozesse wurde in der 2. Jah-
reshälfte 2019 mangels Personal in der Organisationsabteilung nicht fortgesetzt. Die
letzte Sitzung der diesbezüglichen Arbeitsgruppe fand am 22.05.2019 statt.

Die wenigen, größtenteils noch vom BPA aufgenommenen Prozessdokumentationen
sind teil weise schon einige Jahre alt, werden von der Verwaltung nicht gepflegt und
dürften deshalb be reits veraltet sein. Eine unmittelbare Verwendbarkeit dieser Prozess-
dokumentationen für Organi sationsmanagementzwecke oder Wirtschaftlichkeitsüberle-
gungen ist aus BPA-Sicht nicht gege ben. Antizipatives und nachhaltiges Handeln der
Verwaltung ist dringend erforderlich.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Eine Dokumentation des Risikomanagements erfolgt durch die Protokolle der Sitzun-
gen des Verwaltungsvorstandes, leider eben dort nur in der diesen Pro tokollen ge-
wöhnlich innewohnenden Tiefe. 
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Eine für die Nutzung und Fortschreibung der Prozesse mit ihren Risiken in den Fach-
ämtern er forderliche, zentrale Prozessdatenbank ist nach längerer Planung nun zwar
im Intranet einge richtet, enthält aber bislang keine Prozessdokumentationen bzw. gar
keine Daten. 

Sowohl die bisher erlangten Prozesskenntnisse als auch deren Dokumentation und die
Doku mentation der Maßnahmen reichen nicht aus. Damit fehlen der Verwal tung die
wichtig sten Grundlagen für aufbau- und ablauforganisatorische Umgestaltun gen, um
auf die sich stän dig ändernden Anforderungen der Umwelt reagieren zu kön nen. Diese
notwendigen Grundlagen müssen (müssten) jetzt in jedem Einzelfall und für die Lö-
sung jedes einzelnen Problems erst mühsam erarbeitet werden. Das gelingt je doch
kaum, da schon für die Erfüllung aktueller Anfor derungen weitgehend ohne Zu kunfts-
orientierung die Kapazitäten nicht ausreichend sind. Die Verwaltung war im Berichts-
jahr nach der jahre langen und wiederholt seitens des BPAes bemängelten Minder-
ausstat tung in den Schlüsselbereichen „Controlling“ und „Organisation“ in der Si tuation,
im Grunde nur noch auf bereits verwirklichte Risiken reagieren zu können, und das
auch nur ein geschränkt und nicht zukunftsorientiert. Das BPA setzt aber wie Rat und
Ver waltungsführung große Hoffnung in die seit Juni 2021 besetzten Stellen zur stra-
tegi schen Organisations- und IT-Entwicklung. Es bleibt abzuwarten, ob und wie sich
die Si tuation verbessert. Es bleibt dabei, dass die für Veränderungen erforderlichen
Wis sensgrund lagen (Prozesswissen) erst erarbeitet werden müssen.

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem
aktuellen Umfeld sowie mit den Verwaltungsprozessen und Funktio nen abgestimmt
und angepasst?

Da ein allgemeines Frühwarnsystem nicht vorhanden ist, muss diese Frage für die
Stadt Hilden verneint werden. Angesichts der schlechten Situation der Verwaltung in
den Bereichen Control ling und Organisation ist ein proaktives Risikomanagement in
weiten Teilen der Verwaltung un möglich.

Fragenkreis 8:  Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Deriva te

a) Hat die Verwaltungsleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumenten
sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt?

Dazu gehören:

· Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?

· Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen ein-
gesetzt werden?

· Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumen tiert und in welchem
Um fange dürfen offene Pos ten entstehen?

· Sind die Hedge-Strategien beschrieben, zum Beispiel, ob be stimmte Strategien
aus schließ lich zulässig sind bzw. be stimmte Strategien nicht durchgeführt werden
dür fen (zum Beispiel antizipatives Hedging)?

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkondi-
tion und zur Risikobegrenzung?
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c) Hat die Verwaltungsleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumenta-
rium zur Ver fügung gestellt, insbesondere in Bezug auf

· Erfassung der Geschäfte

· Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse - Bewertung der Geschäf-
te zum Zweck der Rechnungslegung - Kontrolle der Geschäfte?

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Deri-
vatgeschäf te und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?

e) Hat die Verwaltungsleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Verwaltungsleitung im Hinblick auf die offenen
Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

Antwort zu a - f) 

Der Rat hat im Jahr 2019 eine Anlagenrichtlinie beschlossen, die am 30.10.2019 in
Kraft getre ten ist.

Die Stadt Hilden nutzt aktuell keine besonders risikobehafteten Finanzinstrumente.

Fragenkreis 9:  Haushaltsgrundsätze

a) Wurde der Grundsatz der Vollständigkeit beachtet oder gibt es relevante Sachverhalte,
die nicht im Haushalt abgebildet sind?

Bei der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 haben sich keine Anhaltspunkte für nicht
abgebil dete Sachverhalte ergeben.

b) Wurde der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit beachtet bzw. gab es wesentliche Sachver-
halte, bei denen sich die Verwaltung unwirtschaftlich verhalten hat?

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit wurde beachtet.

c) Wurde der Grundsatz der Haushaltswahrheit und Klarheit beachtet und wurden insbe-
sondere al le geplanten Erträge und Aufwendungen sorgfältig geschätzt, sofern sie
nicht errechenbar sind?

Ja.

d) Wurden die Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung beachtet, wonach die zur Erfül-
lung der Auf gaben erforderlichen Finanzmittel vorrangig aus speziellen Entgelten und
im Übrigen aus Steu ern zu beschaffen sind, sofern die sonstigen Finanzmittel nicht
aus reichen?

Ja.

Fragenkreis 10:  Planungswesen

a) Existiert eine mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung und entspricht diese den gel-
tenden ge setzlichen Vorschriften (zum Beispiel § 84 GO NRW?)

Ja.



 Anlage 1

 - 9 -

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Die Lageberichte enthalten Erläuterungen zu den Planabweichungen. Das Amt für Fi-
nanzservice fertigt monatlich Berichte (z. B. Konten- oder Budgetbericht, Berichte über
Leistungsdaten, so fern vorhanden), um auch unterjährig frühzeitig Planabweichungen
feststellen zu können. Die Verwendung und Beantwortung dieser Berichte durch die
Produktverantwortlichen oder Fachäm ter ist jedoch nicht festgelegt.

Fragenkreis 11:  Haushaltssatzung

a) Enthält die Haushaltssatzung alle erforderlichen Angaben und entspricht die Form den
gesetzli chen Vorgaben? 

Ja.

b) Ist die Haushaltssatzung fristgerecht beschlossen und veröffentlicht worden? 

Für das Haushaltsjahr 2020 war das nicht der Fall. Nach § 80 Abs. 5 GO NRW soll die
vom Rat beschlosse ne Haushaltssatzung spätestens einen Monat vor Beginn des
Haushaltsjah res der Aufsichtsbehörde ange zeigt werden. 

Der Ratsbeschluss der Satzung über den Doppelhaushalt 2020/2021 erfolgte am
26.03.2020, die An zei ge am 09.04.2020. Die Haus halts satz ung für die Jahre
2020/2021 wurden am 15.04.2020 im Amtsblatt der Stadt Hil den veröffentlicht.

c) Wurden ggf. die Vorschriften zur vorläufigen Haushaltsführung beachtet, das heißt,
sind nur Auf wendungen entstanden bzw. Auszahlungen geleistet worden, zu de nen ei-
ne rechtliche Verpflich tung bestand oder die für die Weiterführung notwendiger Aufga-
ben unaufschiebbar waren?

Ja, die Einhaltung dieser Vorgaben ist unterjährig geprüft worden.

d) War eine Nachtragssatzung erforderlich und ist diese fristgerecht erlassen worden?

Nein.

Fragenkreis 12:  Haushaltsplan

a) Enthält der Haushaltsplan alle erforderlichen Angaben und entspricht die Form den ge-
setzlichen Vorgaben?

Ja.

b) Wurde der Haushaltsplan eingehalten bzw. an welchen Stellen gab es we sentliche Ab-
wei chungen und welche Gründe waren hierfür ausschlaggebend?

Die Abweichungen wurden im Lagebericht erläutert.

Fragenkreis 13:  Haushaltssicherungskonzept

a) War die Erstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes erforderlich, um die künftige
dauernde Leistungsfähigkeit der Gebietskörperschaft zu erreichen?

b) Ist das Haushaltssicherungskonzept von der Aufsichtsbehörde genehmigt worden?
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c) Wurden die Ziele des Haushaltssicherungskonzeptes erreicht bzw. wurden die darin
enthaltenen Maßnahmen auch umgesetzt?

Antwort zu a - c):
Die Stadt Hilden ist bisher nicht verpflichtet, ein Haushaltssicherungskonzept aufzustel-
len. 

Fragenkreis 14:  Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanla gen, imma-
terielle An lagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rent-
abili tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Ja, bislang nur für Bauinvestitionen. Die Unterlagen gemäß § 13 Abs. 2 KomHVO
NRW wurden auch durch das BPA geprüft.

Die jährliche Beratung des IT-Projektplans geschieht unter Beteiligung des BPAes.

Mit Schreiben vom 24.07.2018 hat Frau Bürgermeisterin Alkenings verfügt, dass auch
für die Be schaffung von Fahrzeugen Wirtschaftlichkeitsrechnungen (mit Alternativen)
anzufertigen und den Unterlagen für die Haushaltsplanberatungen beizufügen sind.
Das BPA hat keine Erkennt nisse, ob solche Wirtschaftlichkeitsrechnungen inzwischen
erstellt wurden. Die noch 2018 be gonnene Erarbeitung von Regularien für Wirtschaft-
lichkeitsrechnungen durch die Orga mündete wohl in einem Checklisten-Entwurf, des-
sen Verbleib ebenso wie eine Verwendung dieser Che ckliste dem BPA nicht bekannt
ist. 

Die übrigen Investitionen gemäß § 13 Abs. 1 KomHVO sind von dieser Verfügung nicht
betroffen und wurden bislang - wenn überhaupt - eher rudimentär Wirtschaftlichkeits-
rechnungen unterzo gen.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-
lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu
ermöglichen (zum Beispiel bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Be-
tei ligungen)?

Nein. Ansonsten würde das BPA im Rahmen seiner Prüfungen unmittelbar Nachbes-
se rungen erbitten.

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend
überwacht und Abweichungen untersucht?

Ja.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Wenn es geschehen ist, waren solche Überschreitungen in der Regel durch unvorher-
sehbare Abweichungen von den Ausführungsplanungen (z. B. Nachträge bei Bauten
im Bestand) begrün det und wurden soweit vorgelegt durch das BPA geprüft.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträ ge nach
Ausschöp fung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Nein.
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Fragenkreis 15:  Kredite

a) Gab es eine Netto-Neuverschuldung oder konnten per Saldo Schulden abge baut wer-
den?

Die Investitionskredite weisen zum 31.12.2020 einen Bestand von 19,2 Mio. € auf. Der
Bestand hat sich gegenüber 2019 um 2 Mio. € verringert. 

Die Finanzierungstätigkeit umfasste in 2020 im Wesentlichen Tilgungen für Investi-
tionskredite bei Nettotilgung in Höhe von 1 Mio. € und Auszahlungen für Liquiditäts kre-
dite an Tochterunter nehmen.

Fragenkreis 16:  Liquidität

a) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches unter anderem ei ne laufen-
de Liquidi tätskontrolle gewährleistet?

Ja, im Amt für Finanzservice.

b) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben
sich An haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten
worden sind?

Das Amt für Finanzservice unterhält ein zentrales Cash-Management. Die Regelungen
dazu wurden eingehalten.

Musste die Verwaltung Kredite zur Liquiditätssicherung aufnehmen und wie hat sich
der Bestand dieser Kredite entwickelt?

In 2020 wurde ein Kredit zur Liquiditätssicherung aufgenommen, der aber auch im lfd.
Jahr getilgt wurde. Demzufolge ist der Bestand an Liquiditätskrediten im JA Null

c) Wurde der in der Haushaltssatzung festgelegte Höchstbetrag für Kredite zur Liquidi-
tätssicherung unterjährig überschritten?

Nein, siehe c)

Fragenkreis 17:  Forderungsmanagement

a) Gibt es eine Dienstanweisung für Stundung, Niederschlagung und zum Er lass von For-
derungen und entspricht diese den Bedürfnissen der Verwaltung?

Ja.

b) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden?
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende For derungen
zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Ja.
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Fragenkreis 18:  Vergaberegelungen

a) Gibt es eine Dienstanweisung zum Vergabewesen und entspricht diese den gesetzli-
chen Vorga ben?

Ja.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Kon kurrenzange-
bote (zum Beispiel auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) einge holt?

Ja. Das BPA ist regelmäßig begleitend beteiligt.

c) Gab es im Rahmen der Prüfung Anhaltspunkte, dass gegen bestehende Ver gaberege-
lungen verstoßen wurde?

Nein.

Fragenkreis 19:  Gebühren- und Beitragssatzungen

a) Wurden die Gebührenbedarfsberechnungen von der örtlichen Prüfung auf Plausibilität
und Rechtmäßigkeit überprüft?

Die Gebührenbedarfsberechnungen werden risikoorientiert rollierend geprüft.

b) Wurde in den Gebühren rechnenden Bereichen eine Nachkalkulation durch geführt, da-
mit evtl. Kostenüberdeckungen und -unterdeckungen festgestellt werden können?

Ja. Während der aktuellen Prüfung hat die Verwaltung selbst eine Unrichtigkeit in ei-
nigen Bertriebsabrechnung ent deckt. Die Korrektur wür den das vorge legte Er geb nis
nicht we sentlich verändern, so dass sie in der lau fen den Rechnung (2021) vor ge nom-
men wer den kann.

c) Werden die bestehenden Gebührensatzungen regelmäßig auf ihren Anpas sungsbe-
darf hin un tersucht?

Ja.

d) Gab es während der Prüfung Anhaltspunkte dafür, dass gegen bestehende Gebühren-
satzungen verstoßen wurde oder diese nicht den gesetzlichen Vorgaben ent sprechen?

Nein.
e) Ist sichergestellt, dass alle Beträge zeitnah und vollständig erhoben werden?

Ja. Einzelfragen bleiben unterjährigen Prüfungen vorbehalten.
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Fragenkreis 20:  Korruptionsprävention

a) Hat die Verwaltungsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do-
kumentiert?

Es gibt eine Dienstanweisung zur Korruptionsprävention und in vielen anderen Dienst-
anwei sungen entsprechende Regelungen.

Stand 2020:

Die zentrale Vergabestelle im Amt für Finanzservice und die Antikorruptionsbeauftragte
in der Organisationsabteilung des Haupt- und Personalamtes ist auch mit dem Ziel der
Kor rup tions prä ven tion tä tig. 

Die Antikorruptionsbeauftrage ist die Leiterin der Organisationsabteilung, zu deren
man gelnden Kapazitäten weiter oben berichtet wurde. Die Arbeit der Anti korrup tions-
beauftragten leidet natur gemäß stark unter den Kapazitätsproblemen.

Stand 2021:

Die Arbeiten zur Risikobeurteilung von Bereichen/Stellen in Bezug auf die Rotations-
pflicht ge mäß Korruptionsbekämpfungsgesetz ruhen seit zwei Jahren; die letz te Sit-
zung der Arbeitsgruppe hat Mitte 2019 stattgefunden. Die Verpflichtungen ge mäß §§
19 und 21 des Kor ruptionsbekämpfungsgesetztes (Risikobewertung, Rotation und Do-
kumen tation) erfüllt die Stadt Hilden nicht.

b) Gibt es interne Regelungen zur Korruptionsprävention, zum Beispiel zur An nahme von
Geschen ken?

Ja. Es besteht die Dienstanweisung zur Korruptionsprävention.

c) Gab es im abgelaufenen Jahr Fälle von Korruption, die zur Anzeige gebracht wurden?

Nein.

Fragenkreis 21:  Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Hat die Verwaltungsleitung das Überwachungsorgan unterjährig über die Ent wicklung
der Haus haltswirtschaft informiert?

Ja, in den Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses sowie des Rates, aber auch
in den Fachausschüssen haben der Kämmerer/die Kämmerin bedarfsgerecht berich-
tet. Im Haupt- und Finanzausschuss wurde der jeweils aktuelle Finanzstatus dargestellt
und es wurde in halbjährli chen Mitteilungsvorlagen über die über- und außerplanmäßi-
gen Aufwendungen und investiven Auszahlungen des jeweils vergangenen Halbjahres
informiert.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage der Ge-
bietskörper schaft und in die wichtigsten Verwaltungsbereiche?

Ja.
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a) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah
unterrich tet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsge-
mäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesent-
liche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Rat sowie der Haupt- und Finanzausschuss wurden angemessen unterrichtet. Ein Risi-
kofrüher kennungssystem, in dessen Rahmen hätte berichtet werden können, existiert
indes nicht.

Fragenkreis 22:  Ungewöhnliche Kennzahlen zur Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Er tragslage

a) Gibt es Auffälligkeiten bei den Kennzahlen (zum Beispiel NKF-Kennzahlenset NRW)
zur Vermö gens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage der Gebietskörperschaft?

Die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt spiegelt sich in den Kennzahlen des
NKF-Kennzahlen sets auf den Seiten 11 des Lageberichts zutreffend wider.

Die Investitionsquote liegt nach drei Jahren hintereinander deutlich unter 100% erst-
mals wieder über 100 %. Somit konnte der Ver mö gens ver zehr aufgehalten werden. Es
bleibt abzuwarten, ob dieser Trend dauerhaft ist.

b) Wie haben sich die Kennzahlen im Zeitablauf entwickelt?

Da die Stadt Hilden ihr Rechnungswesen zum 01.01.2007 auf NKF umgestellt hat, kön-
nen Kenn zahlen seither in einer Zeitreihe betrachtet werden. Ein Vorjahresvergleich
der Kennzahlen ist im Lagebericht auf Seite 11 dargestellt.

c) Wie sind die Kennzahlen im interkommunalen Vergleich zu beurteilen?

Es liegen keine öffentlich zugänglichen NKF-Vergleichszahlen des Innenministeriums
vor. Die Gemeindeprüfungsanstalt (GPA) ist bemüht, Vergleichszahlen aus ihren Mit-
gliedskommunen zu sammenzustellen. Die letzten Vergleichskennzahlen der GPA für
kleine kreisangehörige Städte betreffen das Vergleichsjahr 2016. Eine interkommunale
Erhebung war seitens der GPA für mit telgroße Kommunen ab dem Jahr 2020 geplant.
Zahlen liegen noch nicht vor.

Fragenkreis 23:  Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Ver mögen?

Nein.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Nein.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Ver gleich zu
den bilanz iellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-
gensgegenstände we sentlich beeinflusst wird?

Nein
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Fragenkreis 24:  Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungs quellen zu-
sammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitions-
verpflichtungen fi nanziert werden?

Die Kapitalstruktur zum Abschlussstichtag 2020 ist auf Seite 8 des Lageberichts zu-
treffend dargestellt.Die Ergebnisplanung für die Jahre bis 2023 ist in den Vorbemer-
kungen zum Haushalt 2020/2021 ab Seite 14 aus führlich dargestellt und erläutert. Die
ge plan te Schul denentwicklung wird auf den Seiten 30 und 31 der Vorbemerkungen
zum Haus halts plan 2020/21 gezeigt.

b) Wie ist die Finanzlage der Gebietskörperschaft zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich
der be stehenden Kredite für Investitionen und zur Liquiditätssicherung?

Die Finanzlage ist auf den Seiten 9 und 10 des Lageberichts korrekt beschrieben.

c) In welchem Umfang hat die Stadt Finanz-/Fördermittel einschließlich Garan tien der öf-
fentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die da mit verbun-
denen Verpflichtun gen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wur den?

Bei diversen Investitionsmaßnahmen hat die Stadt Hilden Fördermittel in Anspruch ge-
nommen, zum Beispiel Sportpauschale, Investitionspauschale, Landeszuweisung
ÖPNV (Pauschale) und Feuerschutzpauschale. 

Fragenkreis 25:  Eigenkapitalausstattung

a) Besteht kurz- bis mittelfristig die Gefahr einer bilanziellen Überschuldung?

Nein. 

Jedoch wird die Ausgleichrücklage planmäßig 2022 aufgezehrt sein. Ab 2022 plant die
Stadt die Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage. Ob und wann danach ein
Haushaltssicherungskonzept aufgestellt werden muss, wird sich zeigen. Die Haushalts-
konsolidierungkommission entwickelt aktuell Strategien zur Vermeidung eines HSKs.

Fragenkreis 26:  Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Haben die ordentlichen Erträge die ordentlichen Aufwendungen decken kön nen?

Ja. Der Jahresüberschuss lag 2020 bei rd. 0,144 Mio. €.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Nein.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbe-
ziehungen zwischen der Gebietskörperschaft und deren Eigengesellschaf ten bzw. Ei-
genbetrieben eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Nein.
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Fragenkreis 27:  Strukturelles Defizit und seine Ursachen

a) Existiert ein strukturelles Defizit und was sind seine Ursachen?

Ja. 

Am 20. August 2020 hat die Haushaltskonsolidierungskommission des Rates erst mals
ge tagt. 

b) Welche Produktbereiche haben maßgeblich zum defizitären Ergebnis beige tragen?

Die Verwaltung hat dies im Lagebericht dargestellt und er läutert.

Fragenkreis 28:  Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage

a) Sind langfristige Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage erforderlich?

Ja.

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Er tragslage der
Gebiets körperschaft zu verbessern. 

In der mittelfristigen Finanzplanung zeigt sich eine erhebliche Lücke zwischen den ge-
plan ten Einnahmen und Ausgaben. Sowohl Personalkostensteigerungen als auch
Transferauf wendungen steigen deutlich und stehen erheblich geminderten Einnahmen
aus den Kom munal- und Gemeinschaftssteuern in Folge der Corona-Krise gegenüber.
Der Rat der Stadt Hilden hat vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen einen Grund-
satzbe schluss gefasst, die in der mittelfristigen Finanzplanung dargestellten Defizite
deutlich zu verrin gern und das Eigenkapital nur in moderatem (genehmigungsfähigem)
Umfang in Anspruch zu nehmen. Daraus ergibt sich die Chance, langfristig einen aus-
geglichenen Haushalt auf zustellen und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Stadt
Hilden und damit die hohe At traktivität der Itterstadt auch für die nachfolgenden Gene-
rationen zu er halten. 

Die haus haltswirtschaftliche Erholung hängt aber auch vor Ort im Wesentlichen davon
ab, dass die Eindäm mungsmaßnahmen der Corona-Pandemie auslaufen und sich die
Wirt schaft erholen kann. Die Stadt Hilden hat mit einem niederschwelligen Hilfspro-
gramm für Gewer be treibende, Kulturschaffende und gemeinnützige Vereine einen Bei-
trag dazu ge leistet, dass die Angebotsstrukturen in der Stadt auch nach der Pande mie
weitergeführt werden können.

Der Fachkräftemangel hat sich im letzten Jahr verstärkt und führt zu einer hohen Be-
lastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Der weiteren Attraktivitätssteigerung der
Stadt Hilden als Arbeit geber kommt daher weiter eine sehr hohe Bedeutung auch an-
gesichts weiter steigender Anfor derungen der kommunalen Aufgaben und besonderer
Herausforderungen im Kontext der COVID-19-Pandemie zu. Die Stadt Hilden verfolgt
ein Personalmanagementkonzept, mit dem ei ne strukturierte Personalgewinnung,
-entwicklung und -bindung erreicht werden soll. Eine stetige Aufgabenkritik und Pro-
zessoptimierung sollen dabei nachhaltige Einsparungen trotz der stei genden Anforde-
rungen ermöglichen. Aus der Digitalisierung ergeben sich sowohl große Anfor derungen
an die Prozesse und die Mitarbeiter, gleichzeitig aber auch wirtschaftliche Chancen
und Verbesserungspotentiale für Bürger und Gewerbetreibende in der Stadt Hilden.
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Wiedergabe der Vollständigkeitserklärung des Bürgermeisters

Vollständigkeitserklärung

Jahresabschluss und Lagebericht für das Haushaltsjahr 2020

Herr Bürgermeister Dr. Claus Pommer gibt persönlich folgende Erklärung ab:

Aufklärungen und Nachweise

1. Der Rechnungsprüfung sind die von ihr gemäß § 102 Abs. 7 GO NRW verlangten und darüber hinaus für
eine sorgfältige Prüfung notwendigen Nachweise und Informationen vollständig und nach bestem Wissen
und Gewissen zur Verfügung gestellt worden. Vollständig weitergegeben sind neben meinen persönlichen
Kenntnissen auch die Kenntnisse aller Mitglieder des Verwaltungsvorstandes.

2. Folgende von mir benannten Auskunftspersonen sind angewiesen worden, der Rechnungsprüfung alle
Auskünfte, Nachweise und Informationen richtig und vollständig zu geben:

· Frau Kämmerin Anja Franke
· Herr Ralf Blisginnis

Buchführung, Inventar, Zahlungsabwicklung (§§ 28 - 32 KomHVO NRW)

1. Es sind alle Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen zur Verfügung gestellt worden. Zu den Unterlagen
gehören neben den Büchern der Finanzbuchhaltung insbesondere Verträge und Schriften von besonderer
Bedeutung, Arbeits- und Dienstanweisungen sowie Organisationspläne, die zum Verständnis der Buchfüh-
rung erforderlich sind.

2. In den Unterlagen der Finanzbuchhaltung sind alle Geschäftsvorfälle, die für das Haushaltsjahr sind alle
Geschäftsvorfälle, die für das Haushaltsjahr buchungspflichtig waren, erfasst und belegt. Zu den Belegen
gehören alle für die richtige und vollständige Ermittlung der Ansprüche und Verpflichtungen zu Grunde zu
legenden Nachweise (begründende Unterlagen).

3. Die nach § 28 Abs. 5 KomHVO NRW erforderliche Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer DV-ges-
tützter Buchführungssysteme wurde sichergestellt.

4. Bei der Inventur sind die Grundsätze ordnungsmäßiger Inventur beachtet und alle im wirtschaftlichen Ei-
gentum stehenden Vermögensgegenstände und die Schulden erfasst worden.

5. Die nach § 32 KomHVO NRW erforderlichen Regelungen zu Sicherheitsstandards und interner Aufsicht
wurden oder werden in Kürze erlassen und werden in aktueller Fassung vorgelegt. Die Aufsicht über die
Finanzbuchhaltung wurde ,auf Frau Kämmerin Anja Franke und Herrn Sachgebietsleiter Ralf Blisginnis
übertragen und von ih nen wahrgenommen.

Jahresabschluss und Lagebericht

1. Der Jahresabschluss beinhaltet alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Rückstel-
lungen, Wagnisse (z.B. drohende Verluste aus schwebenden Verfahren) und Abgrenzungen, sämtliche
Aufwendungen und Erträge und sämtliche Aus- und Einzahlungen. Der Anhang enthält alle erforderlichen
Angaben.

2. Im Lagebericht sind alle Vorgänge von besonderer Bedeutung erläu tert worden, ins besondere sind alle Ri-
siken und Chancen der künftigen Entwicklung, wie sie von mir und dem Verwaltungs vorstand eingeschätzt
werden, dargestellt.

3. Zu berücksichtigende Ereignisse nach dem Bilanzstichtag sind im Jahresabschluss enthalten.
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4. Umstände, die der Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermö-
gens, Schulden, Ertrags- und Finanzlage entgegenstehen, bestehen nicht.

5. Im Beteiligungsbericht, der bezogen auf den Abschlussstichtag fortgeschrieben und dem Jahresabschluss
beigefügt ist, ist die wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche Betätigung der Stadt, unabhängig davon, ob
verselbstständigte Aufgabenbereiche dem Konsolidierungskreis des Gesamtabschlusses angehören, voll-
ständig erläutert.

 Ausleihungen, Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen, Beteili gungen
und Sondervermögen bestanden am Abschlussstichtag nur in der Höhe, in der sie im Jah resabschluss be-
rücksichtigt sind.

6. Verbindlichkeiten aus Bürgschaften, Verlustübernahmeverträgen und sonstigen Sicherheiten bestan den
am Abschlussstichtag nur in der Höhe, in der sie im Jahresabschluss berücksichtigt sind.

 Im Verbindlichkeitenspiegel sind alle Haftungsverhältnisse aus der Bestellung von Sicherheiten nachricht-
lich ausgewiesen.

7. Rückgabeverpflichtungen für in der Jahresbilanz ausgewiesenen Vermögens gegen stände sowie Rück-
nahmeverpflichtungen für nicht in der Jahresbilanz ausgewiesene Vermögensgegenstände bestanden am
Abschlussstichtag nicht.

8. Derivative Finanzinstrumente (z.B. fremdwährungs-, zins-, wertpapier- und indexbezogende Optionsge-
schäfte und Terminkontrakte, Zins- und Währungswaps, Forward Rate Agreements und Forward Depo-
sits) bestanden am Abschlussstichtag nicht.

9. Verträge, die für die Beurteilung der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Kommu ne von
Bedeutung sind oder werden können (z.B. wegen ihres Gegenstandes, ihrer Lauf zeit, mög licher Verpflich-
tungen oder aus anderen Gründen), bestanden am Abschlussstichtag und sind in den Unterlagen zum
Jahresabschluss vollständig aufgeführt.

10. Die finanziellen Verpflichtungen aus diesen Verträgen sowie sonstige, wesentliche finanzielle Verpflichtun-
gen sind - soweit sie nicht in der Bilanz erscheinen im Anhang angegeben. 

11. Rechtsstreitigkeiten und sonstige Auseinandersetzungen, die für die Beurteilung der Vermö gens-, Schul-
den-, Ertrags- und Finanzlage von Bedeutung sind, sind im Anhang angegeben.

12. Störungen oder wesentliche Mängel des rechnungslegungsbezogenen Internen Kontrollsystems la gen am
Abschlussstichtag und liegen auch zurzeit nicht vor.

13. Es sind keine Täuschungen oder Vermögensschädigungen bekannt oder werden vermutet, die wesentli-
che Auswirkungen auf den Jahresabschluss und den Lagebericht haben könnten.

14. Die am Schluss des Lageberichts gemachten Angaben gem. § 95 Abs. 3 GO NRW sind nach meinem
Kenntnisstand vollständig und zutreffend.

Hilden, 19.07.2021  Gez. Dr. Pommer
   Bürgermeister
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